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§ 11

Au f l ö s ung und Abw i c k l ung (L i qu i d a t i o n )

idF des KStG v. 15.10.2002 (BGBl. I 2002, 4144; BStBl. I 2002, 1169),
geändert durch SEStEG v. 7.12.2006 (BGBl. I 2006, 2782; BStBl. I 2007, 4)

(1) 1Wird ein unbeschränkt Steuerpflichtiger im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 nach der Auflösung abgewickelt, so ist der im Zeitraum der Abwick-
lung erzielte Gewinn der Besteuerung zugrunde zu legen. 2Der Besteue-
rungszeitraum soll drei Jahre nicht übersteigen.
(2) Zur Ermittlung des Gewinns im Sinne des Absatzes 1 ist das Abwick-
lungs-Endvermögen dem Abwicklungs-Anfangsvermögen gegenüber-
zustellen.
(3) Abwicklungs-Endvermögen ist das zur Verteilung kommende Ver-
mögen, vermindert um die steuerfreien Vermögensmehrungen, die dem
Steuerpflichtigen in dem Abwicklungszeitraum zugeflossen sind.
(4) 1Abwicklungs-Anfangsvermögen ist das Betriebsvermögen, das am
Schluss des der Auflösung vorangegangenen Wirtschaftsjahrs der Ver-
anlagung zur Körperschaftsteuer zugrunde gelegt worden ist. 2Ist für den
vorangegangenen Veranlagungszeitraum eine Veranlagung nicht durch-
geführt worden, so ist das Betriebsvermögen anzusetzen, das im Falle
einer Veranlagung nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die Ge-
winnermittlung auszuweisen gewesen wäre. 3Das Abwicklungs-Anfangs-
vermögen ist um den Gewinn eines vorangegangenen Wirtschaftsjahrs zu
kürzen, der im Abwicklungszeitraum ausgeschüttet worden ist.
(5) War am Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums Be-
triebsvermögen nicht vorhanden, so gilt als Abwicklungs-Anfangsver-
mögen die Summe der später geleisteten Einlagen.
(6) Auf die Gewinnermittlung sind im Übrigen die sonst geltenden Vor-
schriften anzuwenden.
(7) Unterbleibt eine Abwicklung, weil über das Vermögen des unbe-
schränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 das Insol-
venzverfahren eröffnet worden ist, sind die Absätze 1 bis 6 sinngemäß an-
zuwenden.
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venz, 4. Aufl. Köln 2009; Wohltmann, Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer in der Li-
quidation, NWB 13/2009, 950.
Verwaltungsanweisungen: R 51 KStR; BMF v. 26.8.2003, BStBl. I 2003, 434; v. 4.4.
2008, BStBl. I 2008, 542.

A. Grundinformation

§ 11 regelt Grundsätze zur Liquidationsbesteuerung bestimmter unbeschränkt
KStpfl. und will damit eine Besteuerung der stillen Reserven vor dem Wegfall
der StPflicht sicherstellen.
Abs. 1 grenzt den Anwendungsbereich der Vorschrift zunächst in persönlicher
Hinsicht auf unbeschränkt Stpfl. iSd. § 1 Nr. 1–3 ein. Des Weiteren wird in
sachlicher Hinsicht festgelegt, dass bei Auflösung und Abwicklung dieses Stpfl.
der im Abwicklungszeitraum erzielte Gewinn der Besteuerung zugrunde zu le-
gen ist. Einschränkend gibt Abs. 1 Satz 2 vor, dass der Besteuerungszeitraum
drei Jahre nicht übersteigen soll.
Abs. 2 bestimmt, dass der Abwicklungsgewinn durch Gegenüberstellung von
Abwicklungs-Endvermögen und Abwicklungs-Anfangsvermögen zu ermitteln
ist.
Abs. 3 konkretisiert den Begriff des Abwicklungs-Endvermögens als das zur
Verteilung kommende Vermögen, vermindert um die stfreien Vermögensmeh-
rungen, die dem Stpfl. im Abwicklungszeitraum zugeflossen sind. Insoweit ent-
hält Abs. 3 keine neue Regelung, weil stfreie Vermögensmehrungen schon bei
der normalen Gewinnermittlung außer Ansatz bleiben.
Abs. 4 definiert das Abwicklungs-Anfangsvermögen. Im Grundfall des Abs. 4
Satz 1 ist es das BV, das am Schluss des der Auflösung vorangegangenen Wj.
der Veranlagung zur KSt. zugrunde gelegt worden ist. Abs. 4 Satz 2 definiert das
Abwicklungs-Anfangsvermögen bei unterbliebener Veranlagung als das BV, das
im Fall einer Veranlagung auszuweisen gewesen wäre. Nur klarstellend ist die
Bestimmung des Abs. 4 Satz 3, wonach das Abwicklungs-Anfangsvermögen um
den Gewinn des vorangegangenen Wj. zu kürzen ist, der im Abwicklungszeit-
raum ausgeschüttet worden ist. Diese Bestimmung dient lediglich der zutreffen-
den Ermittlung des Abwicklungsgewinns.
Abs. 5 regelt den Sonderfall, dass am Schluss des vorangegangenen VZ kein BV
vorhanden war. In diesem Fall gilt als Abwicklungs-Anfangsvermögen die Sum-
me der später geleisteten Einlagen.
Abs. 6 stellt klar, dass die sonst geltenden Gewinnermittlungsvorschriften An-
wendung finden. Anwendbar sind danach alle Vorschriften, soweit § 11 nicht
speziellere Regelungen vorsieht.
Abs. 7 ordnet schließlich die sinngemäße Anwendung der Abs. 1–6 für den
praktisch wichtigen Fall der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens an. § 11 findet
Anwendung, obwohl eine Abwicklung möglicherweise nicht erfolgt.

B. Rechtsentwicklung

KStG 1920 v. 30.3.1920 (RGBl. I 1920, 393): Für Liquidations- und Fusions-
gewinne bei Auflösung, Verschmelzung und Umwandlung von Erwerbsgesell-
schaften war bereits in § 13 eine besondere Art der Gewinnermittlung vorgese-
hen, die die stl. Erfassung der sog. Liquidations- und Fusionsgewinne regelte.

KStG § 11 Anm. 1–2 Liquidation
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KStG 1922 v. 8.4.1922 (RGBl. I 1922, 472): Die fortan in § 14 verankerte Rege-
lung entsprach im Wesentlichen der Vorgängervorschrift. Neu aufgenommen
wurde, dass Übertragungsgewinne bei der Übertragung von Vermögen einer Er-
werbsgesellschaft auf eine andere inländ. Erwerbsgesellschaft stfrei bleiben.
KStG 1925 v. 10.8.1925 (RGBl. I 1925, 208): Die Regelung wurde als § 18 unter
Ausdehnung ihrer Geltung auf öffentliche Betriebe und Verwaltungen in ihrem
Wortlaut umgebildet, wobei aber im Wesentlichen ohne Absicht einer sachli-
chen Änderung nur eine Reihe von Zweifelsfragen geklärt werden sollte.
KStG 1934 v. 16.10.1934 (RGBl. I 1934, 1031): Die bisherige Fassung des § 18
Abs. 1 und 2 wurde im Wesentlichen unverändert in §§ 14, 15 Abs. 1 übernom-
men, die ihrerseits bis zum KStRG 1977 unverändert blieben. In § 15 Abs. 2
wurde die bis dahin in § 18 Abs. 3 enthaltene Ausnahme von der Besteuerung
des Übertragungsgewinns an neue einschränkende Voraussetzungen geknüpft.
Weitere Änderungen hatten die Einschränkung der Geltung der Vorschrift auf
KapGes. und die Begründung der Möglichkeit einer Abgrenzung des Besteue-
rungszeitraums ohne Rücksicht auf die Beendigung der Liquidation zum Gegen-
stand.
KStG 1977 v. 31.8.1976 (BGBl. I 1976, 2597; BStBl. I 1976, 445): Aus der Vor-
schrift des § 14 wurde § 11 entwickelt. Wesentliche Änderung war, dass der
Kreis der von der Regelung betroffenen Stpfl. über die bisher allein erfassten
KapGes. hinaus auf Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und VVaG er-
weitert wurde, um alle dem Vollanrechnungsverfahren unterliegenden Stpfl. ei-
ner einheitlichen Liquidationsbesteuerung zu unterwerfen. Außerdem wurde als
Abs. 7 die Bestimmung eingefügt, dass die Vorschriften zur Liquidations-
besteuerung sinngemäß anzuwenden sind, wenn die Abwicklung wegen Eröff-
nung des Konkursverfahrens unterbleibt.
E Zeitliche Geltung: Gem. § 54 Abs. 1 aF war die Vorschrift des § 11 erstmalig für
den am 1.1.1977 beginnenden VZ anzuwenden. Daraus ergab sich, dass § 11
zum einen Anwendung fand, wenn der Besteuerungszeitraum iSd. Abs. 1 Satz 2
nach dem 31.12.1976 begonnen hatte, zum anderen jedoch auch dann, wenn
der Besteuerungszeitraum vor dem 1.1.1977 begonnen hatte, aber nach dem
31.12.1976 endete (glA Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 12; aA Felix/
Streck, BB 1976, 923). Für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie
VVaG begann dagegen der Besteuerungszeitraum iSd. Abs. 1 Satz 2 in jedem
Fall erst mit dem 1.1.1977, da sie nicht unter die Vorgängervorschrift des § 14
fielen. Für die Zeit vor dem 1.1.1977 galt in diesen Fällen das normale Wj. als
Besteuerungszeitraum.
Geltung im Beitrittsgebiet: Sofern ihre Auflösung im Jahr 1991 erfolgte, war
§ 11 gem. § 54a aF für KapGes., Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
(zur Sonderstellung von Produktionsgenossenschaften vgl. Anm. 16) sowie
VVaG, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz am 31.12.1990 im Gebiet der
ehemaligen DDR hatten, anwendbar. Damit gilt § 11 für das Beitrittsgebiet erst
ab dem 1.1.1991.
EGInsOÄndG v. 19.12.1998 (BGBl. I 1998, 3836; BStBl. I 1999, 118): Mit
Wirkung ab dem 1.1.1999 wurde in Abs. 7 das Wort „Konkursverfahren“ durch
den Begriff „Insolvenzverfahren“ ersetzt.
StSenkG v. 23.10.2000 (BGBl. I 2000, 1433; BStBl. I 2000, 1428): § 11 wurde
durch das StSenkG nicht geändert. An den Systemwechsel vom Anrechnungs-
zum Halbeinkünfteverfahren schließen sich jedoch spezielle Übergangsfragen
an (zur systemübergreifenden Liquidation vgl. Anm. 27).
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SEStEG v. 7.12.2006 (BGBl. I 2006, 2782; BStBl. I 2007, 4): Das SEStEG än-
derte Abs. 1 und 7 dahingehend, dass die Aufzählung der betroffenen Stpfl.
durch einen Verweis auf § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 ersetzt wurde. In den Anwendungs-
bereich einbezogen werden hierdurch auch KapGes. ausländ. Rechts, SE und
SEC sowie Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit.

C. Bedeutung und Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht

I. Rechtliche Bedeutung des § 11

§ 11 regelt als spezielle Gewinnermittlungsvorschrift die Schlussbesteuerung der
Abwicklungsgewinne von unbeschränkt stpfl. KapGes, Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften und Versicherungs- und Pensionsfondsvereinen auf
Gegenseitigkeit. Erfasst werden auch Auflösungsgewinne im Fall der Eröffnung
eines Insolvenzverfahrens (vgl. Anm. 64). Der Grundgedanke des § 11 weist da-
mit Parallelen zu den Vorschriften der §§ 12 und 13 auf, die ebenfalls eine voll-
ständige Erfassung stiller Reserven im Blick haben (vgl. § 12 Anm. 3; § 13
Anm. 3). Dabei will § 12 stille Reserven bei Verlust oder Beschränkung des
deutschen Besteuerungsrechts erfassen und ordnet bei Ausscheiden einer Kör-
perschaft, Vermögensmasse oder Personenvereinigung aus der unbeschränkten
StPflicht gem. § 12 Abs. 3 Satz 1 die entsprechende Anwendung von § 11 an.
Dagegen verhindert § 13, dass die während der StPflicht gebildeten stillen Reser-
ven durch den Eintritt einer StBefreiung der Besteuerung entzogen werden
(zum Verhältnis von § 11 zu diesen Vorschriften vgl. Anm. 9).
Vollständige Erfassung stiller Reserven: Die Vorschrift bezweckt eine voll-
ständige stl. Erfassung der in der Zeit der unbeschränkten StPflicht entstande-
nen stillen Reserven sowie der in der Abwicklungsphase erzielten Gewinne im
letzten Besteuerungszeitraum vor Wegfall der subjektiven StPflicht (vgl. BFH v.
14.12.1965 – I 246/62 U, BStBl. III 1966, 152; v. 8.12.1971 – I R 164/69,
BStBl. II 1972, 230). Die Aufdeckung der stillen Reserven erfolgt durch Ge-
winnrealisierung bei Veräußerung der WG an Dritte bzw. durch Ansatz des ge-
meinen Werts im Fall der Übertragung der WG an die Anteilseigner, Genossen
oder Mitglieder selbst. § 11 beugt damit der Gefahr vor, dass im BV gebundene
stille Reserven unversteuert entstrickt werden könnten, und dient damit dem
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung.
Vereinfachung durch verlängerten Besteuerungszeitraum als Neben-
zweck: Neben dem Ziel der vollständigen Erfassung stiller Reserven besitzt
§ 11 eine Vereinfachungsfunktion (BFH v. 27.3.2007 – VIII R 25/05, BStBl. II
2008, 298; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 7; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 1).
Der Zweck der Vereinfachung wirkt sich dabei sowohl zugunsten der FinVerw.
als auch in Bezug auf den Stpfl. aus. Denn die Vorschrift verlängert den Be-
steuerungs- und Gewinnermittlungszeitraum, wodurch sowohl der Stpfl. als
auch die FinVerw. entlastet werden, da nicht für jedes Kj. eine KStErklärung ab-
gegeben bzw. ein KStBescheid erlassen werden muss. Bei der Auslegung von
§ 11 muss die Vereinfachungsfunktion daher sowohl im Hinblick auf Belange
der FinVerw. als auch ggf. zugunsten des Stpfl. Berücksichtigung finden.
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II. Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht

Verfassungsrecht: § 11 bietet aus verfassungsrechtl. Sicht keine Angriffspunk-
te. Die Vorschrift dient vielmehr der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und be-
günstigt wegen ihrer Vereinfachungsfunktion sowohl Stpfl. als auch die Fin-
Verw. Ein anderer Gesichtspunkt besteht darin, dass verfassungsrechtl.
problematische Ergebnisse betreffend die Ermittlung des Abwicklungsgewinns
zu vermeiden sind. Insoweit begegnet die Anwendung der Grundsätze der Min-
destbesteuerung (§ 10d Abs. 2 EStG) in Liquidationsfällen verfassungsrechtl.
Bedenken (vgl. Anm. 28).
EG-Recht: Auch im Hinblick auf vorrangiges EG-Recht stößt § 11 auf keine
Bedenken. Soweit der Beschluss einer Sitzverlegung als Auflösung iSd. Abs. 1
Satz 1 gewertet wird, ergeben sich europarechtl. relevante Gesichtspunkte erst
aus der Rechtsfolgenverweisung des § 12 Abs. 3 (entsprechende Geltung des
§ 11, vgl. Anm. 19).

III. Wirtschaftliche Bedeutung

Wirtschaftliche Bedeutung entfaltet § 11 zunächst im Hinblick auf das staatliche
Interesse, bei Auflösung und Abwicklung einer Körperschaft letztmalig sämtli-
che stille Reserven zu erfassen und damit das Fiskalinteresse zu befriedigen. Aus
Perspektive des Stpfl. sind die Regelungen des § 11 bei der Rechtsformwahl so-
wie (mittelbar) bei einer Sitzverlegung in die wirtschaftliche Betrachtung ein-
zubeziehen.
Rechtsformwahl: Zunächst wirkt sich die Vorschrift auf die Rechtsformwahl
aus, da die Rechtsfolgen des § 11 Unterschiede zu den Rechtsfolgen aufweisen,
die eintreten, wenn ein Personenunternehmen oder ein Stpfl., der nicht unter
§ 1 Abs. 1 Nr. 1–3 fällt, aufgelöst und abgewickelt wird. Es kann daher im Ein-
zelfall angebracht sein, einen Belastungsvergleich zwischen § 11 einerseits und
§§ 16, 34 EStG andererseits vorzunehmen, wobei möglicherweise ins Gewicht
fällt, dass der nach § 11 zu ermittelnde Abwicklungsgewinn im Gegensatz zum
Aufgabegewinn bei Personenunternehmen der GewSt. unterliegt (vgl. Anm. 12).
Auf der anderen Seite kommt nur im Rahmen des § 11 ein mehrjähriger Be-
steuerungszeitraum in Betracht (dazu Anm. 24). Hier ergeben sich Gestaltungs-
möglichkeiten sowohl für den Stpfl. als auch für die Anteilseigner oder Genos-
sen bzw. Mitglieder. Zum einen können Steueroptimierungserwägungen die
Entscheidung des Stpfl. beeinflussen, die Bildung eines RumpfWj. vorzuneh-
men oder auf diese zu verzichten (vgl. Anm. 25; siehe auch Vergleichsrechnung
beiWohltmann, NWB 13/2009, 850); dies kann insbes. im Hinblick auf die op-
timale Verlustnutzung nach § 10d EStG von Bedeutung sein. Zum anderen kön-
nen Leistungen an die Anteilseigner, Genossen oder Mitglieder zusammenge-
fasst im Rahmen der Liquidationsabschlusszahlung oder auf verschiedene Wj.
verteilt vorgenommen werden, um verschiedene persönliche Grenzsteuersätze
optimal zur Anwendung kommen zu lassen (zu Einzelheiten vgl. Herzig, StuW
1980, 19). Außerdem können vor Auflösung des Stpfl. Entscheidungen darüber
getroffen werden, ob ein Gewinn im Rahmen der laufenden Gewinnbesteue-
rung oder im Rahmen des Abwicklungsgewinns zu erfassen ist (vgl. Heidemann,
INF 1998, 716). Allgemein ist schließlich darauf hinzuweisen, dass in den Fällen,
in denen eine Auflösung des Stpfl. nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, es in der
Hand von Anteilseignern, Genossen bzw. Mitgliedern liegt, Alternativen zu Auf-
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lösung und Abwicklung (zB Veräußerung, Umwandlung, Nutzung des Stpfl. für
anderen Unternehmensgegenstand) auszuloten.
Sitzverlegung: Auch bei einer Sitzverlegung ins Ausland kann § 11 mittelbar
(über § 12 Abs. 3 Satz 1) wirtschaftliche Bedeutung erlangen. Führt die Sitzver-
legung zu einer Anwendung von § 11, müssen die dadurch entstehenden Nach-
teile (Aufdeckung der stillen Reserven) mit den betriebswirtschaftlichen Vortei-
len des neuen Standorts abgewogen werden.

D. Geltungsbereich

I. Sachlicher Geltungsbereich

Sachlich gilt § 11 in Fällen der Auflösung und Abwicklung. Beide Voraussetzun-
gen müssen erfüllt sein. Dies kann Abgrenzungsschwierigkeiten hervorrufen,
insbes. in dem Fall, in dem eine Abwicklung nur dem äußeren Schein nach vor-
liegt (vgl. Anm. 18). Darüber hinaus kommt die Vorschrift wegen Abs. 7 bei
Auflösung und Abwicklung infolge der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens
zum Tragen, und zwar auch dann, wenn im Rahmen dieses Verfahrens eine han-
delsrechtl. Abwicklung unterbleibt (vgl. Anm. 64).

II. Persönlicher Geltungsbereich

In persönlicher Hinsicht gilt § 11 nur für unbeschränkt Stpfl. iSd. § 1 Abs. 1
Nr. 1–3. Sind diese nach § 5 subjektiv stbefreit, kommt § 11 gleichwohl zur An-
wendung, soweit ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb iSd. § 14 AO unterhalten
wird. Nach dem eindeutigen Wortlaut von § 11 ist seine direkte oder entspre-
chende Anwendung auf beschränkt Stpfl., nach § 1 Abs. 1 Nr. 4–6 Stpfl. sowie
PersGes. ausgeschlossen (vgl. Anm. 16, 17). Für die stl. Behandlung von Auf-
lösung und Abwicklung dieser Stpfl. greift (§ 8 Abs. 1 Satz 1 iVm.) § 16 EStG.

III. Anwendung bei Auslandsbeziehungen

Steuerpflichtige mit Auslandsbezug: § 11 betrifft Auflösung und Abwicklung
von unbeschränkt Stpfl. iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3. Die Vorschrift gilt damit auch
für nach ausländ. Recht errichtete KapGes. mit Verwaltungssitz in Deutschland,
wenn deren Gesellschaftsstatut einer deutschen KapGes. entspricht, nicht hin-
gegen für ausländ. Gesellschaften ohne Sitz oder Geschäftsleitung im Inland
(vgl. Anm. 17). Mit Blick auf diese Gesellschaften richtet sich die stl. Behand-
lung ihrer Auflösung und Abwicklung allein nach dem jeweiligen ausländ.
Recht.
Sitzverlegung: § 11 kommt des Weiteren im Falle einer Sitzverlegung iSd. § 12
Abs. 3 Satz 1 entsprechend zur Anwendung. Ohne diesen Verweis wäre die
Subsumtion der Sitzverlegung unter § 11 idR nicht möglich, da die Sitzverlegung
normalerweise nicht mit einer Abwicklung einhergeht (vgl. Anm. 9, 19). Hieraus
folgt, dass sich § 12 Abs. 3 an den europarechtl. Vorgaben messen lassen muss,
wohingegen § 11 auf keine europarechtl. Bedenken stößt.
Anteilseigner, Genossen bzw. Mitglieder des abzuwickelnden Stpfl. können
unbeschränkt oder beschränkt Stpfl. sein. Greift in einem grenzüberschreiten-
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den Sachverhalt ein DBA ein, so können sich Qualifikationsprobleme hinsicht-
lich der zutreffenden Einordnung des Abwicklungsgewinns ergeben, welche
durch Auslegung des jeweiligen DBA zu lösen sind (zu Einzelheiten vgl. Deba-
tin/Holland/F. Wassermeyer, Doppelbesteuerung, Art. 10 MA Rn. 105; Vo-
gel/Lehner/Tischbirek, DBA, 5. Aufl. 2008, Art. 10 Rn. 218; Neyer, RIW/
AWD 1981, 387; Burmeister, RIW 1987, 298; Piltz, DStR 1989, 133; Boochs,
DStZ 1989, 296; Neyer/Gürzenich-Schmidt, IStR 2000, 295).

E. Verhältnis zu anderen Vorschriften

I. Verhältnis zu anderen Vorschriften des KStG

Verhältnis zu § 7: Die Rechtsfolgen des § 7 werden im Wege der Spezialität
verdrängt, soweit die Vorschrift mit § 11 kollidiert. Daher scheidet die Anwen-
dung von § 7 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 im Anwendungsbereich von
§ 11 aus (vgl. auch § 7 Anm. 6). Diese Regelungen werden durch den Abwick-
lungszeitraum verdrängt.
Verhältnis zu § 8: Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 bestimmen die Vorschriften des
EStG, was als Einkommen iSd. § 7 Abs. 1 gilt und wie dieses zu ermitteln ist.
§ 11 ergänzt diese allgemeine Vorschrift. Dies hat zur Folge, dass im Einzelfall
zu untersuchen ist, ob § 11 mit einer Vorschrift des EStG zum Einkommen
bzw. zur Einkommensermittlung kollidiert (zu Einzelheiten vgl. Anm. 55ff.).
Nur in diesem Fall verdrängt § 11 die jeweilige Vorschrift des EStG, was durch
Auslegung zu ermitteln ist, die sich insbes. am Zweck des § 11 orientieren muss,
stille Reserven vollständig zu erfassen.
Verhältnis zu § 12: § 12 ergänzt die Regelung des § 11. Diese Ergänzung ist
aus gesetzgeberischer Sicht notwendig, weil eine Sitzverlegung iSd. § 12 Abs. 3
Satz 1 zwar als Auflösung gem. § 11 Abs. 1 Satz 1 angesehen werden kann (vgl.
Anm. 19), jedoch keine für die Besteuerung nach § 11 erforderliche Abwicklung
nach sich zieht. Sind die Voraussetzungen beider Vorschriften erfüllt, was zB
gegeben ist, wenn eine aufgelöste, sich in Abwicklung befindliche KapGes. ihren
Sitz iSv. § 12 Abs. 3 Satz 1 verlegt, hat § 11 Vorrang für den Zeitraum bis zum
Ausscheiden aus der unbeschränkten StPflicht. Für die Zeit danach ist hingegen
§ 12 anzuwenden (vgl. § 12 Anm. 4). Wegen der bloßen Ergänzungsfunktion
des § 11 sind bei Eingreifen von § 12 Besonderheiten zu beachten, da die
Rechtsfolgen des § 11 nur eingeschränkt („entsprechend“) anzuwenden sind
(vgl. dazu § 12 Anm. 18ff.).
Verhältnis zu § 13: § 13 regelt im Gegensatz zu § 11 (und § 12) sowohl das En-
de der Steuerverstrickung als auch deren Eintritt. § 13 beruht jedoch auf demsel-
ben Grundgedanken wie § 11, nämlich dass die während der Dauer der StPflicht
gebildeten stillen Reserven bei Wegfall der StPflicht grds. der Besteuerung zuzu-
führen sind (vgl. § 13 Anm. 5). Dennoch schließen sich § 13 und § 11 gegensei-
tig aus, weil im Anwendungsbereich des § 13 eine unternehmerische Tätigkeit
fortgesetzt wird, was im Anwendungsbereich von § 11 gerade nicht der Fall ist.

II. Verhältnis zu Vorschriften des EStG

Verhältnis zu §§ 16, 34 EStG: § 16 EStG (iVm. § 8 Abs. 1 Satz 1) greift zu-
nächst in allen Fällen der Aufgabe eines gewerblichen Betriebs, wenn die Vo-
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raussetzungen von § 11 nicht gegeben sind. Im Anwendungsbereich des § 11 ist
dessen Charakter einer Sondervorschrift zu beachten, die § 16 EStG vorgeht
(vgl. § 16 Anm. 35). Lediglich bis einschließlich VZ 1995 fand § 16 Abs. 4 EStG
auch auf Liquidationsgewinne nach § 11 Anwendung. Das lag daran, dass die
Vorschrift als sachliche StBefreiung angesehen wurde, für die § 11 keine vor-
gehende Sonderregelung enthielt (vgl. BFH v. 8.5.1991 – I R 33/90, BStBl. II
1992, 435; Winter, GmbHR 1992, 600). Seit VZ 1996 ist § 16 Abs. 4 EStG
nicht mehr anwendbar, da die Regelung seit der entsprechenden Änderung
durch das JStG 1996 (BGBl. I 1996, 1250; BStBl. I 1996, 438) eine StErmäßi-
gung aus sozialen Gründen bezweckt, was nur auf natürliche Personen, jedoch
nicht auf Körperschaften übertragen werden kann (aA offenbar Ernst &
Young/Holland, § 11 Rn. 7). § 34 EStG gilt für Körperschaften ohnehin nicht.
Die §§ 16, 34 EStG spielen im Zusammenhang mit einer Liquidation folglich
nur noch auf Ebene der Besteuerung von Anteilseignern, Mitgliedern und Ge-
nossen eine Rolle (vgl. § 16 EStG Anm. 176).
Verhältnis zu §§ 14, 14a EStG: Auch gegenüber § 14 Satz 2 EStG, der auf
§ 16 Abs. 4 EStG verweist, geht § 11 als speziellere Vorschrift vor. Im Verhält-
nis zu § 14a EStG (Vergünstigungen bei der Veräußerung bestimmter land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe) ist zu berücksichtigen, dass die Vorschrift eine im
Wesentlichen außerfiskalischen Zwecken dienende Steuerungsnorm darstellt,
die sachliche StBefreiungen anordnet (vgl. § 14a EStG Anm. 10). Mit der Rspr.
des BFH (v. 8.5.1991 – I R 33/90, BStBl. II 1992, 435) zu § 16 Abs. 4 EStG aF
war daher anzunehmen, dass § 14a EStG neben § 11 anwendbar war, da inso-
weit keine vorgehende Sonderregelung besteht. Mit Wirkung ab VZ 2006 findet
eine Umqualifizierung von Einkünften nach § 8 Abs. 2 indes bei allen iSd. § 1
Abs. 1 Nr. 1–3 unbeschränkt Stpfl. unabhängig von Buchführungspflichten
statt, so dass auch § 14a im Rahmen von § 11 keine Rolle mehr spielt.
Verhältnis zu § 25 Abs. 1 EStG: Da § 31 Abs. 1 Satz 1 hinsichtlich der Ver-
anlagung nur insoweit auf § 25 EStG verweist, als im KStG nichts anderes be-
stimmt wird, ist § 25 Abs. 1, 3 Satz 1 EStG im Anwendungsbereich von § 11
ausgeschlossen.
Verhältnis zu Gewinnermittlungsvorschriften: Im Verhältnis zu den Gewin-
nermittlungsvorschriften des EStG, die nach § 8 Abs. 1 Satz 1 grds. auch für die
Besteuerung nach § 11 anzuwenden sind, muss durch Auslegung ermittelt wer-
den, ob ihre Anwendung durch § 11 im Wege der Spezialität ausgeschlossen
wird (zu Einzelheiten vgl. Anm. 55).

III. Verhältnis zu Vorschriften des UmwStG

Die Vorschriften des UmwStG gehen § 11 als speziellere Regeln vor. Ist einer
ihrer Tatbestände erfüllt, ergeben sich die Rechtsfolgen zwingend aus dem
UmwStG. Der Stpfl. kann damit nicht wahlweise zur Besteuerung nach § 11 zu-
rückkehren. Der Vorrang des UmwStG hat zwei Gründe: Zum einen enthält
das UmwStG besondere Regelungen, um die Steuerverstrickung stiller Reserven
sicherzustellen. Zum anderen wird im Anwendungsbereich des UmwStG das
unternehmerische Engagement fortgesetzt, so dass eine Schlussbesteuerung dort
(noch) nicht notwendig ist. Im Gegensatz dazu will § 11 (ähnlich wie § 16 EStG)
Fälle erfassen, in denen die unternehmerische Betätigung beendet wird.

KStG § 11 Anm. 10–11 Liquidation
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IV. Verhältnis zu Vorschriften des GewStG und der GewStDV

§ 11 steht in keinem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zu Vorschriften des
GewStG. Vielmehr ordnet § 4 Abs. 1 GewStDV an, dass ein Gewerbebetrieb,
der aufgelöst wird, Steuergegenstand bis zur Beendigung der Abwicklung bleibt.
Ergänzend regelt § 4 Abs. 2 GewStDV, dass auch durch die Eröffnung des In-
solvenzverfahrens über das Vermögen des Unternehmers die GewStPflicht un-
berührt bleibt.
Abwicklungsgewinn: Damit unterliegt der Abwicklungsgewinn der GewSt.
(vgl. BFH v. 7.12.1971 – VIII R 70, BStBl. II 1972, 468; v. 28.6.1989 – I R
124/88, BStBl. II 1990, 76; v. 8.5.1991 – I R 33/90, BStBl. II 1992, 437). Hier
liegt ein wesentlicher Unterschied zur Veräußerung bzw. Aufgabe von Einzel-
unternehmen oder Mitunternehmerschaften, bei denen der Veräußerungs- bzw.
Aufgabegewinn nach Maßgabe des § 7 Satz 2 GewStG nicht der GewSt. unter-
liegt (vgl. BFH v. 5.9.2001 – I R 27/01, BStBl. II 2002, 155 mwN).
Gewerbeertrag: Gem. § 16 Abs. 1 GewStDV ist der bei einem in Abwicklung
befindlichen Gewerbebetrieb iSd. § 2 Abs. 2 GewStG im Abwicklungszeitraum
entstandene Gewerbeertrag auf die Jahre des Abwicklungszeitraums zu vertei-
len. Gleiches gilt nach § 16 Abs. 2 GewStDV für Gewerbebetriebe, wenn über
das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist.
Unterschiedliche Auffassungen werden zur Anwendung bzw. Bedeutung dieser
Regelungen vertreten.
E Rspr. und Teile des Schrifttums gehen wegen § 7 Satz 1 GewStG davon aus, dass
der Besteuerungszeitraum für Zwecke der GewSt. dem für Zwecke der KSt. ent-
spricht (vgl. BFH v. 18.9.2007 – I R 44/06, BStBl. II 2008, 319; FG Hamb. v.
29.5.2006, EFG 2006, 1857, rkr.; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 70). Die
Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrags ist danach auf das Ende des Be-
steuerungszeitraums iSd. § 11 Abs. 1 Satz 1 durchzuführen.
E Demgegenüber steht die FinVerw. auf dem Standpunkt, dass die kstl. Regelung
nicht für die GewSt. gilt (vgl. Nichtanwendungserlass des BMF v. 4.4.2008;
BStBl. I 2008, 542; ebenso Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 37; Blümich/
Hofmeister, § 11 Rn. 12; Lenski/Steinberg/Roser, GewStG, § 7 Rn. 230; Gla-
negger/Güroff/Selder, GewStG, 7. Aufl. 2009, § 7 Rn. 36). Danach sind der
Gewerbesteuermessbetrag und die GewSt. schon für die Kj. festzusetzen, die
vor Ablauf des Besteuerungszeitraums geendet haben.
E Stellungnahme: Der ersten Auffassung ist zu folgen. Auch wenn § 11 nicht in ei-
nem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zum GewStG steht, sind seine Aus-
sagen im Rahmen der GewStFestsetzung über § 7 Satz 1 GewStG zu beachten.
Der Vereinfachungszweck des § 11 (vgl. Anm. 3) könnte kaum erreicht werden,
würden seine Wertungen nicht auch auf die GewSt. durchschlagen. Dem fiskali-
schen Interesse wird zudem durch die Möglichkeit von GewSt.-VorausZ gem.
§ 19 GewStG ausreichend Rechnung getragen. Dem hier für vorzugswürdig ge-
haltenen Ergebnis steht § 16 GewStDV überdies nicht entgegen, da diese Vor-
schrift auf Grundlage der Verordnungsermächtigung des § 35c Abs. 1 Buchst. d
GewStG lediglich die Zerlegung des Gewerbesteuermessbetrags zum Gegen-
stand hat und gerade keine Aussagen zur Steuerentstehung trifft.
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V. Verhältnis zum Zivil- und Handelsrecht

Orientierung am Zivil- bzw. Gesellschaftsrecht: § 11 orientiert sich zunächst
an zivil- bzw. gesellschaftsrechtl. Vorschriften. Diese geben vor, wann der be-
treffende Stpfl. als aufgelöst bzw. abgewickelt iSd. Abs. 1 Satz 1 gilt. Insoweit ist
das Zivilrecht maßgebend für die Anwendung von § 11, was sich zB an der Fra-
ge zeigt, ob die Sitzverlegung des Stpfl. eine Auflösung nach sich zieht oder
nicht (dazu Anm. 19). Auch die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, welche
nach Abs. 7 die sinngemäße Anwendung der Abs. 1–6 erforderlich macht, rich-
tet sich nach den zivilrechtl. Vorschriften der InsO.
Verhältnis zur handelsrechtlichen Rechnungslegung: Anders ist das Ver-
hältnis des nach § 11 Abs. 2 für die Schlussbesteuerung maßgeblichen Abwick-
lungsgewinns zu den Ergebnissen der handelsrechtl. Rechnungslegung. Dies ist
darauf zurückzuführen, dass das Handelsrecht den Begriff des Abwicklungs-
gewinns nicht kennt. Vielmehr handelt es sich bei Letzterem um einen eigenen
stl. Begriff, der darüber hinaus nicht mit dem am EStRecht ausgerichteten Ge-
winnbegriff gleichgesetzt werden kann (vgl. Köllen/Vogl/Wagner/Wagner,
Lehrbuch Körperschaftsteuer, 2008, Rn. 901). Daher muss bei der Besteuerung
nach § 11 eine eigenständige Vermögensermittlung vorgenommen werden. Die
handelsrechtl. weiterhin jährlich zu erstellenden HBil. (zu Einzelheiten vgl. Lut-
ter/Hommelhoff/Kleindiek, GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 71 Rn. 9ff.; Schmidt/
Uhlenbruck/K. Schmidt, Die GmbH in Krise, Sanierung und Insolvenz,
4. Aufl. 2009, 352f.; Beck’sches Hdb. der GmbH/Erle/Helm, 4. Aufl. 2009,
§ 16 Rn. 59ff.; Eller, Liquidation der GmbH, 2009, Rn. 198ff.; Beck’sches Hdb.
der Genossenschaft/Terbrack, 2009, § 15 Rn. 68ff.; Cremer, sj. 2006, 32;
Frank/Wittmann, Stbg. 2009, 351; zum Insolvenzfall vgl. Eisolt/Schmidt, BB
2009, 654) sind stl. unbedeutend (vgl. BFH v. 14.12.1965 – I 246/62 U,
BStBl. III 1966, 152; v. 8.12.1971 – I R 164/69, BStBl. II 1972, 229). Sie haben
nur den Charakter von „Vermögensermittlungsbilanzen“ (vgl. BFH v. 27.3.2007
– VIII R 25/05, BStBl. II 2008, 298; v. 17.7.2008 – I R 12/08, BStBl. II 2009,
160). Die Drei-Jahresfrist des Abs. 1 Satz 2 gilt folglich handelsrechtl. nicht.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 1:
Grundlagen der Liquidationsbesteuerung

bestimmter Körperschaften

A. Besteuerung des Abwicklungsgewinns (Abs. 1 Satz 1)

I. Auflösung und Abwicklung eines unbeschränkt Steuerpflichtigen
iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 (Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 Satz 1)

1. Subjektive Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 Satz 1

a) Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1–3
Abs. 1 Satz 1 ordnet an, dass nur unbeschränkt Stpfl. iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 der
Liquidationsbesteuerung unterliegen.
Kapitalgesellschaften iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1: Erfasst werden zunächst inländ.
KapGes. iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1, insbes. AG, KGaA, GmbH (einschließlich der
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Unternehmergesellschaft iSd. § 5a GmbHG) und SE (vgl. § 1 Anm. 35ff.). Des
Weiteren gilt § 11 auch für nach ausländ. Recht errichtete KapGes. mit Verwal-
tungssitz in Deutschland, wenn deren Gesellschaftsstatut einer deutschen Kap-
Ges. entspricht, was im Wege eines Rechtstypenvergleichs zu ermitteln ist (vgl.
dazu § 1 Anm. 27).
E Vorgesellschaften werden mit formgültigem Abschluss des notariellen Gesell-
schaftsvertrags begründet. Strechtl. sind sie als KapGes. zu behandeln, wenn sie
später als KapGes. in das Handelsregister eingetragen werden. In diesem Fall
besteht zwischen der Vorgesellschaft und der später eingetragenen juristischen
Person Identität (vgl. § 1 Anm. 69), so dass § 11 Anwendung findet. Dies gilt
nicht für sog. unechte Vorgesellschaften (zum Begriff s. § 1 Anm. 69). Str. ist,
ob die KStPflicht und damit die Anwendung von § 11 rückwirkend entfällt,
wenn eine ernsthaft beabsichtigte Gründung scheitert (zum Streitstand § 1
Anm. 69). Wird in diesem Fall eine Vorgesellschaft aufgelöst und abgewickelt,
erscheint es sachgerecht, die Besteuerungsfolgen § 16 EStG und nicht § 11 zu
entnehmen. Zwar sind auf diese Abwicklung – mit Ausnahme registerbezogener
Regelungen – dieselben zivilrechtl. Vorschriften anzuwenden wie bei Auflösung
und Abwicklung der juristischen Person (vgl. BGH v. 31.3.2008 – II ZR
308/06, ZIP 2008, 1025; Scholz/K. Schmidt, GmbHG, Bd. 1, 10. Aufl. 2006,
§ 11 Rn. 141; Lutter/Hommelhoff/Bayer, GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 11
Rn. 20; Eller, Liquidation der GmbH, 2009, Rn. 136 mwN). Indes erscheint die
Zubilligung eines mehrjährigen Abwicklungszeitraums aus Vereinfachungsgrün-
den bei Beendigung eines kurzfristigen und letztlich fehlgeschlagenen unterneh-
merischen Engagements nicht interessengerecht.
Genossenschaften sowie Versicherungs- und Pensionsfondsvereine auf
Gegenseitigkeit werden durch den Verweis auf § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 eben-
falls erfasst (vgl. § 1 Anm. 41, 46ff.). Hierher rechnen auch die SEC und – bei
Vergleichbarkeit mit der inländ. Rechtsform – ausländ. Rechtsformen. Da eine
Produktionsgenossenschaft des Handwerks (PGH) als rechtsfähiger wirtschaftli-
cher Verein iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 4 anzusehen ist, galt § 11 für die Auflösung einer
solchen PGH grds. nicht. Lediglich in Fällen, in denen eine PGH nach dem
31.12.1990 in eine GmbH oder AG umgewandelt wurde und die Auflösung der
Gesellschaft ab 1991 erfolgte, fand § 11 Anwendung (vgl. OFD Rostock v. 23.6.
1992, FR 1992, 562).
E Vorgenossenschaften ohne folgende rechtsfähige Genossenschaft fallen stets in
den subjektiven Anwendungsbereich von § 11, da auch nicht in das Genossen-
schaftsregister eingetragene und damit nichtrechtsfähige Genossenschaften un-
ter § 1 Abs. 1 Nr. 2 zu subsumieren sind (vgl. § 1 Anm. 41).
Steuerpflichtige iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 4–6 fallen nicht unter § 11. Es kommt we-
gen des eindeutigen Wortlauts auch keine analoge Anwendung in Betracht (glA
Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 11; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 18;
Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 21; Schick, DB 1983, 1733). Für die dort auf-
gezählten Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen sind
im Fall von Auflösung und Abwicklung vielmehr die allgemeinen Regeln an-
wendbar, so dass nur solche Einkünfte stl. erfasst werden, die auch außerhalb
der Liquidation stpfl. wären. Unterhält einer der in § 1 Abs. 1 Nr. 4–6 aufgezähl-
ten Stpfl. einen stpfl. gewerblichen Betrieb, ist über § 8 Abs. 1 die Vorschrift
des § 16 EStG anzuwenden (vgl. Anm. 57; s. auch Streck/Olgemöller VII.
§ 11 Rn. 5; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 5; Mössner/Seeger/Stein, § 11
Rn. 13). Verglichen mit den Rechtsfolgen des § 11, kommt es dann zu einer ähn-
lichen, jedoch nicht identischen Schlussbesteuerung.
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b) Unbeschränkte Steuerpflicht
§ 11 gilt nach seinem Wortlaut nur für solche Stpfl., die unbeschränkt stpfl. sind.
Nach § 1 Abs. 1 muss der Stpfl. daher entweder Geschäftsleitung iSd. § 10 AO
(vgl. dazu § 1 Anm. 20) oder Sitz iSd. § 11 AO (vgl. § 1 Anm. 21) im Inland (§ 1
Anm. 22) haben.
Beschränkt Steuerpflichtige unterliegen § 11 nicht. Die Liquidation ausländ.
Rechtssubjekte richtet sich nach ausländ. Recht. Ist die ausländ. Gesellschaft be-
schränkt stpfl., so gelten im Fall ihrer Auflösung und Abwicklung wiederum die
allgemeinen Regeln. Unterhält sie etwa im Inland einen gewerblichen Betrieb, ist
für die Liquidationsbesteuerung § 16 EStG anzuwenden (vgl. Frotscher, KSt.,
GewSt., 2. Aufl. 2008, Rn. 219). Keine Liquidationsbesteuerung löst hingegen
die Sitzverlegung eines bisher beschränkt Stpfl. in ein anderes EU-Land aus. Es
bleibt beim unveränderten Fortbestehen der beschränkten StPflicht, weil das
Rechtssubjekt aufgrund der Niederlassungsfreiheit in diesen Fällen erhalten blei-
ben muss (vgl. § 2 Anm. 76).

2. Objektive Tatbestandsmerkmale des Abs. 1 Satz 1

a) Zusammenhang zwischen Auflösung, Abwicklung und
Vollbeendigung

Der unbeschränkt Stpfl. iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 muss „nach der Auflösung ab-
gewickelt“ werden. Dies ist Tatbestandsvoraussetzung des Abs. 1 Satz 1.
Gesellschaftsrechtliche Grundlagen: Die gesellschaftsrechtl. Beendigung der
von § 11 erfassten Stpfl. vollzieht sich typischerweise in verschiedenen Phasen:
An ihrem Anfang steht die Auflösung als Rechtsgrund für die Liquidation. Sie
hat zur Folge, dass sich der werbende Zweck des Stpfl. in einen Abwicklungs-
zweck umwandelt, was zur Eintragung im Handels- bzw. Genossenschaftsregis-
ter anzumelden ist (§§ 263, 289 Abs. 6 AktG, § 65 GmbHG, § 82 GenG). Die
aufgelöste Gesellschaft, die in ihrer Firma den Zusatz „i. L.“ (in Liquidation)
oder „i. A.“ (in Abwicklung) führt, wird von ihrem Abwickler bzw. mehreren
Abwicklern vertreten (zu weiteren Einzelheiten vgl. etwa Schmidt/Uhlen-
bruck/K. Schmidt, Die GmbH in Krise, Sanierung und Insolvenz, 4. Aufl.
2009, 351f.; Beck’sches Hdb. der Genossenschaft/Terbrack, 2009, § 15
Rn. 46ff.; Prölss/Martin/Weigel, VVG, 27. Aufl. 2005, § 47 Rn. 2ff.; Mohr,
GmbH-StB 2007, 287). Nach der Auflösung beginnt die eigentliche und stl. rele-
vante Liquidation, die mit dem von Abs. 1 Satz 1 verwandten Begriff der Ab-
wicklung gemeint ist. Auf den Abschluss dieser Abwicklung folgt die Beendi-
gung bzw. das Erlöschen des Stpfl. Maßgeblicher Zeitpunkt ist die Eintragung
des Erlöschens im Register nach Eintritt der Vermögenslosigkeit (Fehlen von
Aktivvermögen) des Stpfl. Hat er zu diesem Zeitpunkt noch verteilungsfähiges
Aktivvermögen, ist eine Nachtragsliquidation durchzuführen.
Einzelfälle zu unterlassender Liquidationsbesteuerung: Der Anwendungs-
bereich des § 11 ist in den folgenden Fällen nicht bzw. nur eingeschränkt eröff-
net.
E Stille Abwicklung: Nach Abs. 1 Satz 1 ist Voraussetzung der Liquidations-
besteuerung, dass der Stpfl. nach der Auflösung abgewickelt wird. Aus dieser
kumulativen Verknüpfung von Auflösung und Abwicklung folgt zunächst, dass
§ 11 keine Anwendung findet, wenn der betreffende Stpfl. im Wege einer sog.
stillen Abwicklung ohne vorherige Auflösung abgewickelt wird (vgl. BFH v.
17.7.1962 – I 254/60, HFR 1962, 310; v. 27.6.1990 – I R 62/89, BStBl. II 1990,
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992; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 24; Lademann/Jünger, § 11 Rn. 13). In
diesem Fall sind die allgemeinen Besteuerungsregeln anzuwenden.
E Scheinliquidation: Auch in dem Fall, in dem nach einer nicht ernst gemeinten
Auflösung die Abwicklung des Stpfl. unterbleibt (zu weiteren Fällen einer Nicht-
abwicklung vgl. Anm. 20), richtet sich die Besteuerung nach den allgemeinen
Regeln und nicht nach § 11 (vgl. FG Ba.-Württ. v. 26.4.1990, EFG 1990, 540,
rkr.; K. Schmidt in Festschr. L. Schmidt, 1993, 227 [238ff.]). Dies betrifft die
Fälle, in denen der aufgelöste Stpfl. sich trotz der Auflösung weiterhin am all-
gemeinen Erwerbsleben beteiligt und Geschäfte eingeht, die nicht zur Abwick-
lung erforderlich sind (vgl. RFH v. 28.8.1928, RStBl. 1928, 366; Lademann/Jün-
ger, § 11 Rn. 13). Zur Abwicklung erforderlich ist jedoch die Erfüllung von
noch schwebenden Rechtsgeschäften. Für das Vorliegen einer Scheinliquidation
ist die FinVerw. darlegungs- und beweispflichtig. Diese hat danach abzugrenzen,
ob im Einzelfall ein zur Abwicklung erforderliches Geschäft iSd. § 268 Abs. 1
Satz 2 AktG, § 70 Satz 2 GmbHG, § 88 Satz 2 GenG bzw. §§ 46 Abs. 2, 47
Abs. 3 VAG oder eine normale unternehmerische Betätigung vorgenommen
wurde. Entscheidend sind die tatsächlichen Umstände und nicht, ob eine Wei-
terführung des Betriebs förmlich beschlossen wurde.
E Abgebrochene Liquidation: Ab dem Zeitpunkt, ab dem der Stpfl. vor seiner Be-
endigung nach zuvor ernsthaft gefasstem Auflösungsbeschluss dazu übergeht,
sich wieder dauernd am Erwerbsleben zu beteiligen, ist die Liquidation beendet
und der Stpfl. nach den allgemeinen Regeln zu besteuern (vgl. RFH v. 7.5.1929,
RStBl. 1929, 512; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 20; DJPW/Graffe, § 11
Rn. 6; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 8). Der insoweit vorausgegangene Fort-
setzungsbeschluss kann einerseits ausdrücklich vorgenommen werden. Ander-
seits muss auch die faktische Neubeteiligung am Erwerbsleben genügen, da eine
sachgerechte Gewinnermittlung sonst leicht zu umgehen wäre. Das Institut der
abgebrochenen Liquidation kommt indes nur in Betracht, wenn die erneute Be-
teiligung am Erwerbsleben überhaupt noch möglich ist – etwa weil die Auf-
lösung durch Beschluss oder wegen Zeitablaufs erfolgte. Stets muss die Fortset-
zung der werbenden Tätigkeit darüber hinaus zivilrechtl. zulässig sein (vgl.
hierzu Lutter/Hommelhoff/Kleindiek, GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 60
Rn. 28ff.; Eller, Die Liquidation der GmbH, 2009, Rn. 179ff.; Beck’sches Hdb.
der Genossenschaft/Terbrack, 2009, § 15 Rn. 99ff.; Prölss/Martin/Weigel,
VVG, 27. Aufl. 2005, § 49 Rn. 2ff.; Scholz, GmbHR 1982, 228; Grziwotz,
DStR 1992, 1813; Wellkamp, INF 1995, 755; zu speziellen Anforderungen an
die Kapitalausstattung einer GmbH vgl. Erle, GmbHR 1997, 973). Ist dies der
Fall und sind bereits Abwicklungshandlungen vorgenommen worden, ist § 11
für den Zeitraum dieser Abwicklungshandlungen anzuwenden.
Nachtragsliquidation: War der Stpfl. im Zeitpunkt der Registerlöschung noch
nicht vermögenslos, ist eine Nachtragsliquidation durchzuführen, weil der Stpfl.
in diesem Fall als Abwicklungs- bzw. Liquidationsgesellschaft fortbesteht und
noch Liquidationsbedarf gegeben ist (vgl. BGH v. 29.9.1967 – V ZR 40/66,
BGHZ 48, 303; v. 23.2.1970 – II ZR 735/69, BGHZ 53, 264). Dies ist zB zu
bejahen, wenn Steuererstattungs- oder Schadensersatzansprüche erst nachträg-
lich bekannt werden (vgl. BayObLG v. 30.10.1984, ZIP 1985, 33; OLG Karls-
ruhe v. 21.6.1989, ZIP 1989, 1261). Von vorhandenem Gesellschaftsvermögen
ist des Weiteren auszugehen, wenn zur Feststellung und Realisierung des Ver-
mögens ein Aktivprozess zu führen ist, wobei allerdings die Kosten für einen
Nachtragsliquidator sichergestellt sein müssen (vgl. BayObLG v. 22.10.2003,
DB 2004, 180). Dies gilt auch, wenn gegen (nicht vermögenslose) Gesellschafter
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vorgegangen werden soll (vgl. zu weiteren Einzelheiten Eller, Liquidation der
GmbH, 2009, Rn. 167ff.). Eine Nachtragsliquidation kommt dagegen nicht in
Betracht, wenn bei Registerlöschung lediglich prozessuale Kostenerstattungs-
ansprüche noch offen sind (OLG Saarbrücken v. 6.3.1991, GmbHR 1992, 311),
oder wenn Passivprozesse auf Feststellung, Duldung oder Grundbuchberichti-
gung noch anhängig sind (vgl. OLG Köln v. 31.8.1992, GmbHR 1993, 823).

b) Auflösung des Steuerpflichtigen
Da § 11 den Begriff der „Auflösung“ nicht definiert, bestimmt er sich nach den
zivilrechtl. Vorschriften, die für den jeweiligen Stpfl. einschlägig sind. Nach die-
sen Regelungen kann die Auflösung auf Beschluss oder anderen Gründen beru-
hen. Im Einzelnen kommen als für § 11 maßgebliche Auflösungsgründe in Be-
tracht:
Auflösungsgründe bei der AG:
E Ablauf der in der Satzung bestimmten Zeit (§ 262 Abs. 1 Nr. 1 AktG),
E Beschluss der Hauptversammlung mit mindestens 3/4-Mehrheit des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals, wenn Satzung nicht größere Mehrheit
oder weitere Erfordernisse verlangt (§ 262 Abs. 1 Nr. 2 AktG),
E Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der AG (§ 262 Abs. 1 Nr. 3
AktG),
E Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels einer
den Kosten des Verfahrens entsprechenden Masse abgelehnt wird (§ 262 Abs. 1 Nr. 4
AktG),
E Rechtskraft einer Verfügung des Registergerichts, durch die gem. § 399 FamFG (bis
31.8.2008: § 144a FGG) ein Mangel der Satzung festgestellt worden ist (§ 262
Abs. 1 Nr. 5 AktG),
E Gerichtliches Urteil, wenn die AG durch gesetzeswidriges Verhalten das Ge-
meinwohl gefährdet (§ 396 Abs. 1 AktG).
Auflösungsgründe bei der GmbH:
E Ablauf der im Gesellschaftsvertrag bestimmten Zeit (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 GmbHG),
E Beschluss der Gesellschafter mit mindestens 3/4-Mehrheit der abgegebenen Stim-
men, wenn Gesellschaftsvertrag nichts anderes regelt (§ 60 Abs. 1 Nr. 2
GmbHG),
E Auflösungsurteil aufgrund einer Auflösungsklage von Gesellschaftern, deren Ge-
schäftsanteile zusammen mindestens 10 % des Stammkapitals entsprechen,
E Gerichtliches Urteil oder Entscheidung des Verwaltungsgerichts bzw. der Verwaltungs-
behörde in den Fällen der §§ 61, 62 GmbHG (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 GmbHG),
E Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der GmbH (§ 60 Abs. 1
Nr. 4 GmbHG),
E Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels
Masse abgelehnt worden ist (§ 60 Abs. 1 Nr. 5 GmbHG),
E Rechtskraft einer Verfügung des Registergerichts, durch welche ein Mangel des Ge-
sellschaftsvertrags gem. § 399 FamFG (bis 31.8.2008: § 144a FGG) festgestellt
worden ist (§ 60 Abs. 1 Nr. 6 GmbHG).
Auflösungsgründe bei der SE sind identisch mit den Gründen für die Auf-
lösung einer AG, die nach den Rechtsvorschriften des Staates gelten, in dem die
SE gegründet worden ist (Art. 63 SE-VO).
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Auflösungsgründe bei der KGaA (vgl. § 289 Abs. 1 AktG, der auf Auf-
lösungsgründe nach dem HGB verweist):
E Ausscheiden des Komplementärs aus der Gesellschaft (§§ 161ff. HGB),
E Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels einer
den Kosten des Verfahrens entsprechenden Masse abgelehnt wird (§ 289 Abs. 2 Nr. 1
AktG),
E Rechtskraft einer Verfügung des Registergerichts, durch die gem. § 399 FamFG (bis
31.8.2008: § 144a FGG) ein Mangel der Satzung festgestellt worden ist,
E Gerichtliches Urteil, wenn die KGaA durch gesetzeswidriges Verhalten das Ge-
meinwohl gefährdet (§ 396 AktG).
Auflösungsgründe bei Genossenschaften:
E Ablauf der in der Satzung bestimmten Zeit (§ 79 Abs. 1 GenG),
E Auflösungsbeschluss der Generalversammlung mit einer Mehrheit von mindestens
75 % der abgegebenen Stimmen (§ 78 GenG),
E Beschluss des Registergerichts, wenn die Zahl der Genossen unter drei sinkt (§ 80
GenG) oder die Genossenschaft sich nicht einem Prüfungsverband anschließt
(§§ 54, 54a Abs. 2 GenG),
E Entscheidung durch das Landgericht, wenn die Genossenschaft durch gesetzwid-
rige Handlungen oder Unterlassungen das Gemeinwohl gefährdet oder andere
als die gesetzlich zugelassenen geschäftlichen Zwecke verfolgt (§ 81 Abs. 1
GenG),
E Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§ 81a GenG),
E Gerichtliche Feststellung der Nichtigkeit (§§ 94–97 GenG).
Auflösungsgründe bei SCE richten sich grds. nach den nationalen Bestim-
mungen des Gründungsstaats über die Auflösung von Genossenschaften. Ein
Auflösungsgrund liegt darüber hinaus vor, wenn die Mitgliedszahl unter fünf
Personen sinkt, die Einzahlung auf die Genossenschaftsanteile nicht mindestens
30000 E beträgt oder die Gründung nicht rechtmäßig erfolgte.
Auflösungsgründe bei Versicherungs- und Pensionsvereinen auf Gegen-
seitigkeit:
E Zeitablauf (§ 42 Nr. 1 VAG),
E Auflösungsbeschluss (§ 42 Nr. 2 VAG),
E Untersagung durch Aufsichtsbehörde (§ 87 Abs. 5 VAG),
E Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§ 42 Nr. 3 VAG),
E Rechtskräftige Ablehnung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse (§ 42
Nr. 4 VAG.
Auflösungsgründe für Rechtssubjekte ausländischen Rechts ergeben sich
aus den nationalen Rechtsvorschriften des jeweiligen Gründungsstaats (vgl. Lut-
ter/Hommelhoff/Bayer, GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 4a Rn. 13 mwN; Geier,
Der Konzern 2006, 421).
Auflösung durch Sitzverlegung: Verlegt einer der von Abs. 1 Satz 1 erfassten
Stpfl. seinen Ort der Geschäftsleitung oder Sitz ins Ausland, ist zwischen zivil-
und steuerrechtl. Konsequenzen zu unterscheiden.
E Zivilrechtliche Beurteilung: Aus zivilrechtl. Sicht ist zunächst zwischen dem Sat-
zungssitz und demVerwaltungssitz zu unterscheiden (vgl. Lutter/Hommelhoff/
Bayer, GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 4a Rn. 1; Kögel, GmbHR 1998, 1108; Otte,
BB 2009, 344).
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E Die Verlegung des Satzungssitzes ins Ausland bewirkt hierbei nach herkömm-
licher Auffassung die Auflösung des Stpfl. (Lutter/Hommelhoff/Bayer,
GmbHG, 17. Aufl. 2009, § 4a Rn. 17; Lang/Weidmüller/Schulte, GenG,
36. Aufl. 2008, § 6 Rn. 9), es sei denn, der aufnehmende Staat wendet auf die zu-
gezogene Gesellschaft die Gründungstheorie an. Ausnahmen gelten für SE und
SEC, die den Satzungssitz – allerdings nur zusammen mit dem Verwaltungssitz
– identitätswahrend ins EU-Ausland verlegen können (vgl. Lutter/Hommel-
hoff/Zimmer/Ringe, SE-Kommentar 2008, Art. 8 SE-VO Rn. 7).
E Bei der Verlegung des Verwaltungssitzes ist dagegen zu differenzieren: Mit der Auf-
hebung von § 4a Abs. 2 GmbHG ist die Verlegung des Verwaltungssitzes einer
deutschen GmbH ins Ausland nunmehr zulässig (Hoffmann, ZIP 2007, 1581;
Brakalova/Barth, DB 2009, 213; Franz, BB 2009, 1250; Koch/Eickmann, AG
2009, 73). Die gegenteilige Auffassung (etwa Eidenmüller, ZGR 2007, 168;
Kindler, NJW 2008, 3249; Lieder/Kliebisch, BB 2009, 338) kann wegen der
insoweit eindeutigen Gesetzesbegründung (vgl. BRDrucks. 354/07, 65) keinen
Bestand haben. Daher ist bei einer GmbH die Verlegung des Verwaltungssitzes
ins Ausland nicht als Auflösung zu begreifen. Gleiches gilt nach der Streichung
von § 5 Abs. 2 AktG für AG und VVaG. Die Rechtslage bzgl. Genossenschaf-
ten ist dagegen unklar, auch wenn einiges dafür spricht, auch bei diesen die Ver-
legung des Verwaltungssitzes nicht als Auflösung anzusehen (vgl. etwa Lang/
Weidmüller/Schulte, GenG, 36. Aufl. 2008, § 6 Rn. 7, unter Hinweis auf § 5
Abs. 2 AktG aF; s. aber auch Beck’sches Hdb. der Genossenschaft/Terbrack,
2009, § 15 Rn. 26).
E Soweit gegen die dargestellten zivilrechtl. Wertungen europarechtl. Bedenken erhoben worden
sind (vgl. Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 25; Eller, Liquidation der GmbH,
2009, Rn. 28; Buchbinder, IStR 2004, 216), ist darauf hinzuweisen, dass der
EuGH diese nicht teilt. In der Rs. Cartesio (EuGH v. 16.12.2008 – Rs.
C-210/06, BB 2009, 11; kritisch Leible/Hoffmann, BB 2009, 58) hat er viel-
mehr ausdrücklich klargestellt, dass es mit der Niederlassungsfreiheit aus Art. 49
AEUV grds. vereinbar ist, wenn ein Mitgliedstaat es seinen Gesellschaften ver-
wehrt, ihren Sitz in einen anderen Mitgliedstaat zu verlegen (glA bereits Bay-
ObLG v. 11.2.2004, IStR 2004, 214; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 11; Ernst &
Young/Holland, § 11 Rn. 27; Lutter, BB 2003, 7; Körner, IStR 2004, 424).
Dies schließt sich an die Daily-Mail-Entscheidung (EuGH v. 27.9.1988 – Rs.
C-81/87, EuGHE 1988, 5483) an, wonach eine aufgrund einer nationalen
Rechtsordnung gegründete Gesellschaft jenseits der nationalen Rechtsordnung,
die ihre Gründung und Existenz regelt, keine Bestandsgarantie hat. Da die Ver-
abschiedung einer gesellschaftsrechtl. Richtlinie über die grenzüberschreitende
Sitzverlegung momentan nicht in Sicht ist, haben die herkömmlichen Wertun-
gen des Zivilrechts bis auf Weiteres Bestand.
E Bedeutung für § 11: Für die stl. Behandlung der Sitzverlegung (vgl. auch § 1
Anm. 28) ist relevant, dass sie nach dem zuvor Gesagten zwar eine Auflösung
iSd. Abs. 1 Satz 1 darstellt. Indes ist mit der Sitzverlegung idR gerade keine Ab-
wicklung iSd. Vorschrift verbunden (vgl. auch Anm. 9). § 11 ist daher nur unter
den Voraussetzungen von § 12 Abs. 3 Satz 1 anzuwenden (aA Köllen/Vogl/
Wagner/Wagner, Lehrbuch Körperschaftsteuer, 2008, Rn. 905). Soweit euro-
parechtliche Bedenken gegen die stl. Behandlung der Sitzverlegung erhoben
werden (vgl. etwa Eickmann/Mörwald, DStZ 2009, 422), müssen diese daher
bei § 12 Abs. 3 ansetzen und nicht bei § 11 (vgl. Dreissig, DB 2000, 893; Cam-
pos Nave, BB 2005, 2660; Otte/Rietschel, GmbHR 2009, 983).
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Beginn der Auflösung: Für den Beginn der Auflösung ist entscheidend, dass
die Auflösung tatsächlich erfolgt ist. Bei Auflösung unmittelbar kraft Gesetzes
beginnt die Auflösung daher, sobald der maßgebliche gesetzliche Tatbestand er-
füllt ist (vgl. RFH v. 5.3.1940, RStBl. 1940, 715). Erfolgt die Auflösung durch
Beschluss, so beginnt die Auflösung mit dem Tag der Beschlussfassung, es sei
denn, es ergibt sich aus dem Beschluss ein anderes Datum (vgl. BFH v. 9.3.
1983, BStBl. II 1983, 433; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 7). Gleiches gilt für den Be-
schluss des Alleingesellschafters einer GmbH. Auflösungsbeschlüsse müssen
nicht den Begriff „Auflösung“ verwenden, aber eindeutig den Willen zur Auf-
lösung erkennen lassen (BFH v. 27.2.1985 – I R 291/83, BFH/NV 1985, 63).
Auch der tatsächliche Beginn der Abwicklung kann als formloser Auflösungs-
beschluss zu beurteilen sein (BFH v. 17.2.1971 – I R 148/68, BStBl. II 1971,
411; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 24; Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 32).
Entspricht der Beschluss nicht den zivilrechtl. Anforderungen, zB bestimmten
Formerfordernissen (Beschlüsse von AG, KGaA und VVaG bedürfen der nota-
riellen Beurkundung), so kommt der Beginn der tatsächlichen Auflösung nicht
als stl. Beginn der Auflösung in Betracht (vgl. FG Ba.-Württ. v. 24.4.1997, EFG
1997, 1173, rkr.; aA Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 6). Denn ein nichtiger
Beschluss kann keine Rechtsfolgen nach sich ziehen. Wird der Stpfl. auf Grund-
lage eines nichtigen Auflösungsbeschlusses abgewickelt, handelt es sich schon
aus Gründen der Rechtssicherheit vielmehr um einen Fall der sog. stillen Ab-
wicklung, auf den § 11 nicht anzuwenden ist (vgl. Anm. 18).
Fälle der Nichtauflösung: Nicht zur Auflösung iSd. § 11 Abs. 1 Satz 1 führen
die Vereinigung aller Anteile in einer Hand (vgl. BFH v. 14.12.1965 – I 246/62
U, BStBl. III 1966, 152) sowie die Einziehung von Anteilen gem. §§ 237–239
AktG oder § 34 GmbHG, solange nicht alle Anteile eingezogen werden (glA
DJPW/Graffe, § 11 Rn. 12; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 22; Lademann/
Jünger, § 11 Rn. 15; Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 6). Auch Umwandlun-
gen und Verschmelzungen, die den Regelungen des UmwG und des UmwStG
folgen, sind keine Auflösungen iSd. Abs. 1 Satz 1, da die Vorschrift nur Auf-
lösungen mit der Zielsetzung erfasst, das Vermögen an die Gesellschafter aus-
zuschütten (vgl. auch Anm. 11).

c) Abwicklung des Steuerpflichtigen
Nach der Auflösung muss die unbeschränkt stpfl. Körperschaft „abgewickelt“
werden.
Begriff der Abwicklung: Abwicklung iSd. Abs. 1 Satz 1 bedeutet, dass die lau-
fenden Geschäfte beendet, das Vermögen des Stpfl. verwertet, Gläubiger befrie-
digt und Überschüsse an die Gesellschafter, Genossen bzw. Mitglieder gem.
§ 72 GmbHG, § 271 AktG, § 91 GenG verteilt werden.
Abgrenzungsfragen:
E Fälle der Nichtabwicklung: Eine Abwicklung ist schon begrifflich ausgeschlos-
sen, wenn der Auflösungsgrund gem. § 262 Abs. 1 Nr. 6 AktG, § 60 Abs. 1
Nr. 7 GmbHG, jeweils iVm. § 394 FamFG (bis 31.8.2008: § 141a FGG) in der
Löschung der Gesellschaft wegen Vermögenslosigkeit besteht (vgl. Grziwotz,
DStR 1992, 1813). Statt § 11 finden in diesen Fällen die allgemeinen Regeln An-
wendung. Ebenfalls ausgeschlossen ist die Besteuerung nach § 11, wenn die Ab-
wicklung unterbleibt (vgl. Anm. 18) oder entweder einzelne WG oder der Be-
trieb im Ganzen verpachtet werden (vgl. DJPW/Graffe, § 11 Rn. 15/1;
Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 31). Das Unterlassen der handelsrechtl. Abwick-
lung schließt die Anwendung von § 11 nur dann nicht aus, wenn gem. Abs. 7
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über das Vermögen des Stpfl. das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist (vgl.
Anm. 64). Dies hatte der RFH (v. 5.3.1940, RStBl. 1940, 715) schon ohne Vor-
handensein einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung angenommen.
E Sachauskehrung: In dem Fall, in dem die Gesellschafter bzw. Mitglieder nach
Auflösung des Stpfl. die Vermögensgegenstände und Schulden in ein vorhande-
nes BV übernehmen, liegt eine Abwicklung bei enger Auslegung des Begriffs
nicht vor. Die Annahme einer Realteilung scheidet aus, weil es nicht um die
Aufgabe einer Mitunternehmerschaft geht (vgl. § 16 EStG Anm. 440). Auch in
diesem Fall ist eine Abwicklung iSd. § 11 anzunehmen, und zwar sowohl bei
Einzelrechtsnachfolge als auch bei Übertragung sämtlicher Aktiva und Passiva
(glA Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 20; Ernst & Young/Holland, § 11
Rn. 31; Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn 19; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 10; aA
Carlé/Bauschatz, GmbHR 2001, 615). Diese Gestaltung, die auf eine mög-
lichst schnelle Verwertung der WG ohne Beachtung langwieriger Abwicklungs-
modalitäten (Gläubigeraufruf, Sperrjahr) abzielt, stellt nämlich eine besondere
Form der Vermögensverwertung dar. Im Übrigen ist in diesem Fall der Weg
über § 11 auch nicht durch Vorschriften des UmwStG versperrt. Die an die Ge-
sellschafter bzw. Mitglieder übertragenen WG sind mit dem gemeinen Wert im
Übertragungszeitpunkt anzusetzen (vgl. BFH v. 14.12.1965 – I 246/62,
BStBl. III 1966, 152; v. 4.10.2006 – VIII R 7/03, BFH/NV 2007, 145).

d) Abschluss der Abwicklung (Vollbeendigung)
Die Abwicklung ist abgeschlossen, wenn der Stpfl. vollbeendet ist, dh. kein ver-
teilungsfähiges Aktivvermögen mehr vorhanden ist (FG Berlin v. 22.9.1986,
EFG 1987, 313, rkr.). Diese Vollbeendigung, die zum Ende der StPflicht führt,
umfasst auch das Sperrjahr gem. § 73 GmbHG, § 272 AktG, § 90 Abs. 1 GenG,
§ 47 Abs. 3 VAG, nach dessen Ablauf die Verteilung erst vorgenommen werden
darf (vgl. RFH v. 8.8.1928, RStBl. 1928, 314; BFH v. 5.4.1960 – I 43/60, BB
1960, 616; Erle, GmbHR 1998, 216; Fuhrmann, KÖSDI 2005, 14906
[14908f.]). Daher dauert die Abwicklung noch an, wenn schon vor Ablauf des
Sperrjahres die Vermögensverteilung vorgenommen wurde.
Bedeutung der Löschung im Handelsregister: Nach Ablauf des Sperrjahres
sind AG und GmbHG im Handelsregister zu löschen (§ 74 Abs. 1 GmbHG,
§ 273 AktG). Da die Abwicklung tatsächliche Vorgänge beschreibt, besteht die
Gesellschaft trotz Löschung fort, wenn noch verteilungsfähiges Aktivvermögen
vorhanden ist (vgl. FG Berlin v. 22.9.1986, EFG 1987, 313, rkr.; K. Schmidt,
GmbHR 1988, 209). In diesem Fall ist eine Nachtragsliquidation durchzuführen
(vgl. Anm. 18). Hiervon zu unterscheiden ist der Fall, dass der Stpfl. nach Lö-
schung noch strechtl. Pflichten zu erfüllen hat oder an einem Prozess beteiligt
ist und sich dieser noch auf das stl. Ergebnis auswirken kann.
E Der BFH (v. 26.3.1980 – I R 111/79, BStBl. II 1980, 587; v. 27.2.1985 – I R
291/83, BFH/NV 1985, 63; glA Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 25; DJPW/
Graffe, § 11 Rn. 15) sieht auch in diesem Fall den Stpfl. als fortbestehend an, so
dass später bekannt werdende Steuerschulden noch geltend gemacht werden
können.
E Auf der anderen Seite wird dieses Ergebnis unter Hinweis auf die Einheit der
Rechtsordnung abgelehnt (vgl. FG Berlin v. 22.9.1986, EFG 1987, 313, rkr.;
Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 29).
E Stellungnahme: Die Ansicht des BFH erscheint vorzugswürdig. Solange das
endgültige stl. Ergebnis des Stpfl. noch nicht feststeht, besteht kein Bedürfnis,
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von einem endgültigen Erlöschen der Rechtspersönlichkeit auszugehen. Es er-
scheint vielmehr sachgerecht, eine solche Rechtspersönlichkeit der Gesellschaft
anzunehmen, wenn noch Pflichten zu erfüllen sind, die gerade sie begründet
hat.

Einstweilen frei.

II. Besteuerung des im Zeitraum der Abwicklung erzielten Gewinns
(Rechtsfolgen des Abs. 1 Satz 1)

1. Anordnung einer besonderen Gewinnermittlung
Abweichend von § 7 Abs. 3, § 31 Abs. 1 iVm. § 25 Abs. 1 EStG ist nach § 11
Abs. 1 Satz 1 der im Abwicklungszeitraum erzielte Gewinn der Besteuerung zu-
grunde zu legen. Besteuerungszeitraum und damit Veranlagungs- und Gewinn-
ermittlungszeitraum ist in den Fällen des § 11 folglich nicht das Kj., sondern
grds. der Zeitraum der Abwicklung. Zweck dieser Regelung ist es, den gesamten
während der Abwicklung entstandenen Gewinn einheitlich zu ermitteln und in
einer Veranlagung zu erfassen und zu besteuern (vgl. Blümich/Hofmeister,
§ 11 Rn. 35; Lademann/Jünger, § 11 Rn. 38). Deshalb müssen während des Ab-
wicklungszeitraums auch keine StErklärungen abgegeben werden (vgl. Gosch/
Lambrecht II. § 11 Rn. 34; Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 27). Durch die
Anordnung der besonderen Gewinnermittlung ergeben sich im Hinblick auf
den Stpfl. besondere Konsequenzen im Hinblick auf die Entstehung der KSt.,
den maßgeblichen Steuersatz sowie Freibeträge und Verlustnutzungsmöglichkei-
ten (vgl. im Einzelnen Anm. 28, 58).

2. Der Abwicklungszeitraum

a) Beginn des Abwicklungszeitraums
Der Abwicklungszeitraum beginnt mit dem Tag, an dem die Auflösung wirksam
wird (BFH v. 17.7.1974 – I R 233/71, BStBl. II 1974, 692; v. 9.3.1983 – I R
202/79, BStBl. II 1983, 433; v. 22.10.1998 – I R 15/98, BFH/NV 1999, 829; v.
27.3.2007 – VIII R 25/05, BStBl. II 2008, 298). Es kommt folglich darauf an,
dass die Voraussetzungen eines der für § 11 maßgeblichen Auflösungsgründe
(vgl. Anm. 19) erfüllt sind.
Handelsrechtlich zwingende Bildung von Rumpfgeschäftsjahren: Wenn
die Auflösung nicht zum Schluss des laufenden Wj. eintritt, sondern während
des laufenden Wj., wird dieses zu einem RumpfWj., das vor dem Tag der Auf-
lösung endet (BFH v. 17.7.1974 – I R 233/71, BStBl. II 1974, 692; v. 22.10.1998
– I R 15/98, BFH/NV 1999, 829; vgl. auch Behrens, DStZ/A 1975, 117). Auf-
grund der zivilrechtl. Vorschriften (vgl. § 270 Abs. 1 AktG, § 71 Abs. 1
GmbHG, § 87a Abs. 1 GenG, § 47 Abs. 3 VAG) gehört ein solches RumpfWj.
nicht zum handelsrechtl. Abwicklungszeitraum. Folglich kann der Gewinn des
RumpfWj. schon während des Abwicklungszeitraums ausgeschüttet werden, da
er nicht unter das Regime des § 11 fällt. Er unterliegt auch nicht den Regelungen
zum Sperrjahr.
Steuerrechtliches Wahlrecht: Die FinVerw. räumt dem Stpfl. indes trotz feh-
lender gesetzlicher Grundlage und abweichend vom Zivilrecht ein Wahlrecht
dergestalt ein, dass die Zeit vom Beginn des laufenden Wj. bis zur Auflösung in
den Abwicklungszeitraum einbezogen werden kann (R 51 Abs. 1 Satz 3 KStR;
zust. Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 38; Ernst & Young/Holland, § 11
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Rn. 34; kritisch dagegen Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 28; Gosch/
Lambrecht II. § 11 Rn. 33; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 20; vgl. auch Förschle/
Kropp/Deubert, DStR 1992, 1523; Olbrich, DStR 2001, 1090). Wird das
Wahlrecht ausgeübt, so hat dies zunächst Auswirkungen auf die Höhe des Ab-
wicklungsgewinns, da das an sich aus handelsrechtl. Sicht erforderliche
RumpfWj. nicht gebildet wird, sondern dessen Gewinn für die Besteuerung
nach § 11 maßgeblich ist. Des Weiteren gilt grds. der Tarif zum Schluss der Ab-
wicklung und nicht zum Ende des RumpfWj. Weitere Konsequenzen ergeben
sich für Verlustverrechnungsmöglichkeiten, die Anwendbarkeit des KStSystems
(vgl. auch Anm. 27) sowie die Gewinnausschüttung.
E Stellungnahme: Die Einräumung des Wahlrechts ermöglicht das von der Rspr.
des RFH und der älteren Rspr. des BFH gefundene Ergebnis, dass die Zeit vom
Beginn des letzten laufenden Wj. bis zum Tag der Auflösung in den Besteue-
rungszeitraum nach § 11 einbezogen werden kann (vgl. RFH v. 26.9.1939,
RStBl. 1940, 34; v. 6.6.1944, RStBl. 1944, 700; BFH v. 28.6.1960 – I 223/59,
BStBl. III 1960, 391). Die hierdurch eintretende Abweichung vom Handelsrecht
und von der neueren Rspr. des BFH ist zu akzeptieren, da das Wahlrecht als
sachliche Billigkeitsregelung anzusehen ist, die zu einer Selbstbindung der Ver-
waltung führt (glA Lademann/Jünger, § 11 Rn. 39; Mössner/Seeger/Stein,
§ 11 Rn. 33; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 34). Die Billigkeitsregelung ver-
folgt nämlich den berechtigten Zweck, unbillige Härten – etwa im Zusammen-
hang mit Verlustrückträgen – zu beseitigen. Sie muss daher trotz der Regelung
des § 155 Abs. 2 Satz 1 InsO auch bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens
Anwendung finden (aA Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 30).

b) Ende des Abwicklungszeitraums
Der Abwicklungszeitraum endet mit dem rechtsgültigen Abschluss der Abwick-
lung, dh. mit Vollbeendigung des Stpfl. (vgl. Anm. 21). Die Ausschüttung des
Liquidationsvermögens ist erst nach Ablauf des sog. Sperrjahrs möglich (vgl.
§ 272 Abs. 1 AktG, § 73 Abs. 1 GmbHG), das mit dem Tag beginnt, an dem die
Aufforderung an die Gläubiger, sich zu melden, zum dritten Mal bekannt ge-
macht worden ist (§ 267 AktG, § 65 Abs. 2 GmbHG). Wenn das Liquidations-
vermögen bereits vor Ablauf dieses Sperrjahrs verteilt worden ist, endet der Ab-
wicklungszeitraum erst mit Ablauf des Sperrjahrs. Ist eine Nachtragsliquidation
durchzuführen (vgl. Anm. 18), umfasst der Abwicklungszeitraum auch den Zeit-
raum der Nachtragsliquidation.

3. Sonderfragen des Abwicklungszeitraums bei einem Wechsel des
Körperschaftsteuer-Systems

Sonderfragen stellen sich, wenn der Abwicklungszeitraum in den Anwendungs-
bereich von unterschiedlichen KSt-Systemen fällt. Hiervon abzugrenzen sind
einzelne Rechtsänderungen innerhalb des Besteuerungszeitraums (zB Änderun-
gen des Steuersatzes oder von Freibeträgen), da in diesen Fällen das zum Ablauf
des Besteuerungszeitraums geltende Recht maßgebend ist (vgl. Anm. 28). Wich-
tiger Anwendungsfall in diesem Zusammenhang ist etwa die Steuersatzsenkung
auf 15 % ab dem VZ 2008. Übergangsregelungen erforderte dagegen der Sys-
temwechsel vom Anrechnungs- zum Halbeinkünfteverfahren.
Abwicklung unter dem Anrechnungsverfahren: Unter dem Anrechnungs-
verfahren wurde das im Rahmen der Abwicklung verteilte Vermögen als Ein-
kommen der Gesellschaft behandelt. Die Verteilung des Abwicklungsver-
mögens und des Abwicklungsgewinns war in der EK-Gliederung wie eine
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Vollausschüttung zu behandeln, da eine Thesaurierung schon begrifflich aus-
schied. Gliederungsstichtage für die Gliederung des vEK waren der Schluss des
der Abwicklung vorangegangenen Wj. bzw. RumpfWj. sowie der Schluss des
Abwicklungszeitraums (zu weiteren Einzelheiten vgl. Herzig, FR 1979, 289).
Wurde eine KapGes. oder eine Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft (nicht
hingegen ein VVaG) abgewickelt, war die Ausschüttungsbelastung gem. § 41
Abs. 1 aF für das ausgekehrte vEK herzustellen.
Abwicklung unter dem Halbeinkünfteverfahren: Erfolgte die Abwicklung
unter dem Halbeinkünfteverfahren, war das Abwicklungseinkommen mit 25 %
bzw. für 2003 mit 26,5 % zu versteuern. Die Liquidationsraten galten als aus-
schüttungsgleiche Tatbestände, wenn ausschüttbarer Gewinn nach § 37 Abs. 1
Satz 4 aF verwendet wurde oder ein Teil des Nennkapitals, der als Sonderaus-
weis nach § 28 Abs. 1 Satz 3 ausgewiesen war.
Systemübergreifende Abwicklung:
E Grundregel: Im Hinblick auf den Systemwechsel vom Anrechnungs- zum
Halbeinkünfteverfahren ist die Regelung des § 34 Abs. 14 zu beachten, die für
Liquidationen besondere Übergangsregeln enthält. Gem. § 34 Abs. 14 Satz 1 gilt
das Anrechnungsverfahren für alle Liquidationen, deren Besteuerungszeitraum
vor dem 1.1.2001 endet. Die Regelung betrifft auch die sog. systemübergreifen-
de Abwicklung, die vor dem 1.1.2001 begonnen und nach dem 31.12.2000 been-
det worden ist. In diesem Fall ist grds. das Halbeinkünfteverfahren anzuwenden,
und zwar auch auf den Teil des Abwicklungszeitraums, der vor dem System-
wechsel liegt (vgl. BMF v. 26.8.2003, BStBl. I 2003, 434, Rn. 4 f.; Dötsch/Fran-
zen/Sädtler/Sell/Zenthöfer, Körperschaftsteuer, 14. Aufl. 2005, 226; Neu,
GmbH-StB 2002, 74). Ausschüttungen, die sich auf den Abwicklungsgewinn be-
ziehen, unterliegen damit dem Halbeinkünfteverfahren.
E Wahlrecht: Als Ausnahme zu dieser Grundregel gewährt § 34 Abs. 14 Satz 2
dem Stpfl. ein Wahlrecht, den Besteuerungszeitraum mit Ablauf des 31.12.2000
enden zu lassen. Das Wahlrecht musste bis zum 30.6.2002 ausgeübt werden. Im
Fall der Ausübung musste gem. § 34 Abs. 14 Satz 3 auf den Zeitpunkt des
31.12.2000 ein stl. Zwischenabschluss gefertigt werden. In diesem Fall konnte
der beendete Besteuerungszeitraum noch voll unter dem Anrechnungsverfahren
abgewickelt werden (vgl. BMF v. 26.8.2003, BStBl. I 2003, 434 Rn. 7; Dötsch/
Pung, DB 2002, 1232f.). Für den nach dem 31.12.2000 beginnenden Besteue-
rungszeitraum ist dagegen nach § 34 Abs. 14 Satz 4 das Halbeinkünfteverfahren
anzuwenden. Wurde ein Antrag nicht oder nicht rechtzeitig gestellt, sind für Ab-
wicklungen, die über den 31.12.2000 fortdauern, spätestens am Schluss des min-
destens dreijährigen Besteuerungszeitraums die Bestände des stl. Einlagekontos,
des KStGuthabens und des fortgeführten EK 02 gesondert festzustellen (BFH
v. 22.2.2006 – I R 67/05, BStBl. II 2008, 312; Ernst & Young/Holland, § 11
Rn. 42.5).
E Systemübergreifende Ausschüttungen: Gem. § 34 Abs. 12 Nr. 1 ist das Anrech-
nungsverfahren letztmalig für Gewinnausschüttungen anzuwenden, die in dem
ersten Wj. erfolgen, das in dem VZ endet, für den das Halbeinkünfteverfahren
erstmals Anwendung findet. Die Regelung gilt für Gewinnausschüttungen, die
auf einem Gewinnverteilungsbeschluss für ein abgelaufenes Wj. beruhen, und
erfasst damit Ausschüttungen für Wj. vor Beginn des Abwicklungszeitraums.
Erstes Wj. iSd. Vorschrift ist der Besteuerungszeitraum (glA BFH v. 22.2.2006 –
I R 67/05, BStBl. II 2008, 312; Oltmanns, DB 2005, 2713; aA Nichtanwen-
dungserlass des BMF v. 4.4.2008, BStBl. I 2008, 542; vgl. auch Maack, DStR
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2001, 1064 und Anm. 34). Wird dagegen Vermögen im Vorgriff auf einen zu er-
wartenden Abwicklungsgewinn vorab verteilt, handelt es sich um andere Aus-
schüttungen iSd. § 34 Abs. 12 Nr. 2 (vgl. Frotscher/Maas/Frotscher, § 11
Rn. 48; Jünger, BB 2001, 69; Dötsch/Pung, DB 2002, 1232). Dies hat zur Fol-
ge, dass das Halbeinkünfteverfahren schon dann anzuwenden ist, wenn die Ver-
mögensverteilung im ersten Jahr der Anwendung des Halbeinkünfteverfahrens,
also nach dem 31.12.2000, erfolgt.

4. Konsequenzen der besonderen Gewinnermittlung
Entstehung und Festsetzung der Körperschaftsteuer: Erst mit Ablauf des
Abwicklungszeitraums entsteht die Steuer gem. § 38 AO für den im Hinblick
auf den Liquidationsgewinn maßgeblichen Besteuerungszeitraum. Maßgeblicher
Festsetzungszeitraum iSd. § 7 Abs. 3 Satz 2 ist hingegen das Kj., in dem der Ab-
wicklungszeitraum endet. Dies gilt uE auch für die GewSt. (vgl. Anm. 12).
Maßgeblicher Steuersatz: Gelten im Besteuerungszeitraum mehrere Steuersät-
ze, ist der zum Ablauf des Besteuerungszeitraums geltende maßgebend (BFH v.
18.9.2007 – I R 44/06, BStBl. II 2008, 319; RFH v. 17.1.1939, RStBl. 1939, 598;
BMF v. 26.8.2003, BStBl. I 2003, 434 Rn. 3; Streck/Olgemöller VII. § 11
Rn. 8; Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 37; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 21). Wä-
ren im Abwicklungszeitraum mehrere Besteuerungszeiträume festzulegen (vgl.
hiergegen Anm. 37), würde dies jedoch nur für den jeweiligen Besteuerungszeit-
raum gelten.
Freibeträge: Auch hinsichtlich der Freibeträge nach §§ 24, 25 ist das zum Ab-
lauf des Besteuerungszeitraums geltende Recht anzuwenden.
Verlustnutzung: Im Hinblick auf den Verlustabzug ist zu berücksichtigen, dass
der Abwicklungszeitraum ein einheitlicher VZ ist. Verluste aus früheren VZ
können in den Grenzen des § 10d EStG in den Abwicklungszeitraum als ein-
heitlichen VZ vorgetragen werden. Auf der anderen Seite kann ein Verlust des
Abwicklungszeitraums nach Maßgabe von § 10d EStG auf den letzten vorher-
gehenden VZ zurückgetragen werden, so dass sich hier unterschiedliche Kon-
sequenzen ergeben können, je nachdem, ob das Wahlrecht, ein RumpfWj. zu
bilden, ausgeübt wird oder nicht (vgl. Anm. 25). Problematisch kann sich die
Mindestbesteuerung nach § 10d Abs. 2 EStG auswirken, wenn vorhandene Ver-
lustvorträge den Betrag von 1 Mio. E übersteigen und damit nicht vollständig
mit einem im Abwicklungszeitraum erzielten Gewinn verrechnet werden kön-
nen. Mangels weiterer VZ kommt es dann zum endgültigen Untergang des Ver-
lustvortrags (vgl. § 10d EStG Anm. 13; s. auch Gilz/Kuth, DStR 2005, 184;
Orth, FR 2005, 515). Als Lösungsmöglichkeit für dieses Problem wird im
Schrifttum vorgeschlagen, auf der Grundlage einer Billigkeitsmaßnahme den
Abwicklungsgewinn ohne Beschränkung des § 10d Abs. 2 EStG mit dem Ver-
lustvortrag zu verrechnen (vgl. Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 42; Mössner/
Seeger/Stein, § 11 Rn. 38; s. auch Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 59.1, der
eine entsprechende Gesetzesänderung verlangt). Dem ist zuzustimmen, da eine
verfassungskonforme Auslegung der Vorschrift nicht in Betracht kommt (vgl.
§ 10d EStG Anm. 13; aA Geist, GmbHR 2008, 969).
Vorauszahlungen: Keine Frage der Gewinnermittlung ist die Erhebung von
VorausZ. Diese können daher gem. § 31 iVm. § 37 EStG für den Abwicklungs-
zeitraum festgesetzt werden. Der Gesamtbetrag dieser VorausZ bemisst sich
nach der KSt., die sich voraussichtlich für den Abwicklungszeitraum ergeben
wird. Die Höhe der einzelnen Rate hängt von der Dauer des Abwicklungszeit-
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raums ab, die zu schätzen ist. Im Hinblick auf diese Schätzung muss auch be-
rücksichtigt werden, wann die Auflösung der stillen Reserven liquiditätswirksam
wird (glA Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 82). Unter diesen Einschränkungen
können die aus den handelsrechtl. Liquidationsjahresbilanzen ableitbaren Ergeb-
nisse als Schätzungsgrundlage herangezogen werden.

Einstweilen frei.

B. Besteuerungszeitraum soll drei Jahre nicht überschreiten
(Abs. 1 Satz 2)

I. Begriff des Besteuerungszeitraums

Im Grundsatz umfasst der in Abs. 1 Satz 2 genannte Besteuerungszeitraum den
gesamten Abwicklungszeitraum (BFH v. 27.3.2007 – VIII R 25/05, BStBl. II
2008, 298). Die Regelung, die als Sollvorschrift zu qualifizieren ist, sieht jedoch
einschränkend vor, dass der Besteuerungszeitraum drei Jahre (36 Monate) nicht
überschreiten soll. Zweck dieser Begrenzung ist es, Steuerausfälle durch überlan-
ge Abwicklungen oder unerkannte Scheinliquidationen zu vermeiden (vgl. Begr.
zum KStG v. 16.10.1934, RStBl. 1935, 81 [85]; BFH v. 22.2.2006 – I R 67/05,
BStBl. II 2008, 312; FG Brandenb. v. 23.1.2002, EFG 2002, 432, rkr.; Gosch/
Lambrecht II. § 11 Rn. 41). Der Besteuerungszeitraum beginnt mit dem Beginn
des Abwicklungszeitraums (vgl. Anm. 25).
Einbeziehung des vorangegangenen Rumpfwirtschaftsjahrs in Drei-Jah-
res-Zeitraum? Wird das vorangegangene RumpfWj. in den Abwicklungszeit-
raum einbezogen, ist allerdings str., ob dieses für die Berechnung des Drei-Jah-
res-Zeitraums einbezogen werden muss.
E Ein Teil des Schrifttums bejaht dies unter Hinweis auf die grundsätzliche Über-
einstimmung zwischen Abwicklungs- und Besteuerungszeitraum (Blümich/
Hofmeister, § 11 Rn. 39).
E Eine andere Auffassung lässt dagegen den Besteuerungszeitraum abw. vom Ab-
wicklungszeitraum erst zum Zeitpunkt der tatsächlichen Auflösung beginnen
(Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 29; Dötsch/Franzen/Sädtler/Sell/Zent-
höfer, Körperschaftsteuer, 14. Aufl. 2004, 219; Fuhrmann, KÖSDI 2005,
14906 [14911]).
E Stellungnahme: Der letzten Auffassung ist zuzustimmen. Denn bei der Ein-
beziehung des RumpfWj. handelt es sich um eine Billigkeitsmaßnahme (vgl.
Anm. 25), die im Gesetz keine Stütze findet. Als Billigkeitsmaßnahme kann die
Einbeziehung nicht den gesetzlich vorgegebenen Besteuerungszeitraum ändern.
Verhältnis zum Wirtschaftsjahr: Str. ist auch das Verhältnis des Besteuerungs-
zeitraums zum Wj.
E Der I. Senat des BFH hat diese Frage ausdrücklich offen gelassen (vgl. BFH v.
22.2.2006 – I R 67/05, BStBl. II 2008, 312; v. 17.7.2009 – I R 12/08, BStBl. II
2009, 160; s. auch Gold, GmbHR 2007, 682). Andererseits ist dem VIII. Senat
(vgl. BFH v. 27.3.2007 – VIII R 25/05, BStBl. II 2008, 298) die Aussage zu ent-
nehmen, dass es keinen Grundsatz gibt, wonach die Sonderregelung in Abs. 1
Satz 1 über den Besteuerungszeitraum das Bestehen eines Wj. verdrängt.
E Nach Auffassung der FinVerw. und Teilen des Schrifttums tritt der Besteuerungszeit-
raum stets an die Stelle des stl. Wj. (BMF v. 26.8.2003, BStBl. I 2003, 434 Rn. 1;
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Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 59.2; Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 8).
Konsequenz dieser Auffassung ist, dass es im Rahmen der Liquidationsbesteue-
rung kein stl. Wj. gibt und der Besteuerungszeitraum für Zwecke der Besteue-
rung einschließlich der §§ 27, 37, 38 an die Stelle des Wj. tritt (glA BFH v. 10.6.
2009 – I R 80/08, BFH/NV 2009, 1835).
E Andere Teile des Schrifttums folgen dem nicht (Frotscher/Maas/Frotscher,
§ 11 Rn. 29, 48; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 16; Oltmanns, DB 2005, 2713; Semm-
ler/Zimmermann, DB 2006, 1804). Diese Auffassung stützt sich auf die fort-
bestehende Verpflichtung zur Aufstellung von jährlichen Abschlüssen (vgl. zB
§ 270 AktG, § 71 GmbHG, §§ 87, 33 GenG) und folgert daraus, dass das Wj.
unabhängig vom Besteuerungszeitraum fortbesteht.
E Stellungnahme: Überzeugend erscheint folgende Differenzierung: Eine Negie-
rung des Wj. nach Lesart der FinVerw. ist in den Fällen angemessen, in denen
es allein um die besondere Gewinnermittlung nach § 11 geht. Denn dort führt
die Verdrängung des Wj. durch den Besteuerungszeitraum zu sachgerechten Er-
gebnissen, etwa wenn man die Vorschriften der Zinsschranke nach § 4h Abs. 1
Satz 3, Abs. 2 Buchst. a und c Satz 2 EStG (vgl. § 4h EStG Anm. 30) in den
Blick nimmt. Diese Regelungen sind auf den gesamten Besteuerungszeitraum
anzuwenden. Gleiches gilt für die Verlustverrechnung über den gesamten Be-
steuerungszeitraum. Ein anderes Verständnis würde nicht dem Zweck von § 11
entsprechen, das Ergebnis der Abwicklung einfach und möglichst zusammenge-
fasst zu besteuern. Auf der anderen Seite macht die Aussage, dass es im Abwick-
lungszeitraum keine Wj. gibt, dort keinen Sinn, wo es gerade nicht um die be-
sondere Gewinnermittlung nach § 11 geht. Das ist etwa der Fall bei Übergangs-
bestimmungen, die sich auf die Besteuerung von Anteilseignern, Genossen bzw.
Mitgliedern auswirken. Deswegen hat der BFH (v. 27.3.2007 – VIII R 25/05,
BStBl. II 2008, 298) zu Recht entschieden, dass bei Anwendung von § 52
Abs. 34a bzw. § 52 Abs. 4b Nr. 2 EStG idF vor dem UntStReformG 2008 die
Aussage der FinVerw. keine Gültigkeit beansprucht, sondern die Vorschriften
teleologisch auszulegen sind. Dieselbe Sichtweise muss gelten, wenn § 34 Abs. 7
Satz 1 Nr. 2 auszulegen ist. Die Vorschrift, welche die erstmalige Anwendung
von § 8b regelt, ist anzuwenden, auch wenn sie auf das Wj. abhebt (aA BMF v.
31.3.2004, DB 2004, 1289; OFD Erfurt v. 29.6.2004, GmbHR 2004, 1167).

II. Verfahrensrechtliche Festlegung des
Besteuerungszeitraums

Nach Abs. 1 Satz 2 „soll“ der Besteuerungszeitraum bei einer Liquidation drei
Jahre nicht überschreiten.
Ermessensentscheidung: Die Festlegung des Besteuerungszeitraums liegt im
Ermessen der FinVerw., die bei der Ermessensausübung die Grenzen des § 5
AO zu beachten hat (BFH v. 22.6.2006 – I R 67/05, BStBl. II 2008, 312; v.
18.9.2007 – I R 44/06, BStBl. II 2008, 319; FG Ba.-Württ. v. 24.4.1997, EFG
1997, 1173, rkr.; FG Brandenb. v. 23.1.2002, EFG 2002, 432, rkr.). Die diesbe-
züglichen Feststellungen trifft das FA durch einen eigenständigen und vom Ver-
anlagungsbescheid zu unterscheidenden anfechtbaren und den Regeln der Be-
standskraft unterliegenden Verwaltungsakt (BFH v. 22.6.2006 – I R 67/05,
BStBl. II 2008, 312; FG Ba.-Württ. v. 24.4.1997, EFG 1997, 1173, rkr.; FG
Brandenb. v. 23.1.2002, EFG 2002, 432, rkr.). Aus dem Ermessensspielraum er-
gibt sich, dass das FA in bestimmten Fällen schon vor dem Abschluss der Ab-
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wicklung die bis dahin entstandene Steuer im Wege der Zwischenveranlagung
festsetzen kann. Nicht vom Ermessensspielraum gedeckt ist hingegen die Fest-
legung eines Besteuerungszeitraums von weniger als drei Jahren, wenn die Ab-
wicklung noch nicht beendet ist (RFH v. 1.6.1937, RStBl. 1937, 967; v. 5.3.1940,
RStBl. 1940, 715; Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 8; Ernst & Young/Hol-
land, § 11 Rn. 39; Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 35; Gosch/Lam-
brecht II. § 11 Rn. 42).
Verlängerung des Besteuerungszeitraums (vgl. Anm. 36f.) muss vom Stpfl.
beim zuständigen FA beantragt werden. Da die StFestsetzung nach Ablauf des
dreijährigen Besteuerungszeitraums nach Abs. 1 Satz 2 die Regel ist, muss die
diesbezügliche Entscheidung des FA nur begründet werden, wenn der Stpfl. ein
rechtl. Interesse an einem längeren Besteuerungszeitraum geltend macht (BFH
v. 22.2.2006 – I R 67/05, BStBl. II 2008, 312; v. 18.9.2007 – I R 44/06,
BStBl. II 2008, 319; vgl. auch Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 34;
Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 41).

III. Überschreiten der Drei-Jahres-Begrenzung

1. Möglichkeit der Ausdehnung des Besteuerungszeitraums
Überschreitet der Abwicklungszeitraum drei Jahre, so ist auch ein über drei Jah-
re hinausgehender Besteuerungszeitraum zulässig, wenn besondere Umstände
vorliegen (FG Hamb. v. 29.5.2006, DStRE 2007, 358, rkr.; Streck/Olgemöller
VII. § 11 Rn. 8; Küster, DStR 2006, 209). Solche sind gegeben, wenn die drei
Jahre nur unwesentlich überschritten werden oder wenn sich im Verlauf der Ab-
wicklung besondere Schwierigkeiten einstellen, die einen längeren Besteuerungs-
zeitraum erfordern und nicht von dem zu liquidierenden Stpfl. verschuldet wor-
den sind (DJPW/Graffe, § 11 Rn. 17; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 38;
Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 32; für Unbeachtlichkeit des Verschuldens
Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 33). Die Überschreitung ist nach all-
gemeinen Wertungen des StRechts stets dann als unwesentlich einzuordnen,
wenn der Abwicklungszeitraum die drei Jahre unterhalb einer 10 %-Grenze
überschreitet. In diesen Fällen kommt als einzige rechtmäßige Ermessensent-
scheidung des FA eine entsprechende Verlängerung des Besteuerungszeitraums
in Betracht.

2. Konsequenzen bei wesentlich längerem Abwicklungszeitraum
Übersteigt der Abwicklungszeitraum drei Jahre wesentlich und findet eine Zwi-
schenveranlagung statt, ergeben sich zwei nicht einheitlich beantwortete Rechts-
fragen.
Zulässigkeit weiterer mehrjähriger Zwischenveranlagungen: Zum einen
geht es um die vom BFH (v. 22.2.2006 – I R 67/05, BStBl. II 2008, 312) bislang
ausdrücklich offen gelassene Frage, ob im Anschluss an eine erste Zwischenver-
anlagung weitere mehrjährige Zwischenveranlagungen zulässig sind.
E FinVerw. und Teile des Schrifttums verneinen dies und gehen davon aus, dass in
den Folgejahren nach dem Drei-Jahres-Zeitraum wieder eine normale jährliche
Veranlagung vorzunehmen ist (vgl. R 51 Abs. 1 Satz 6 KStR; Frotscher/Maas/
Frotscher, § 11 Rn. 38; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 18; Brinkmeier, GmbH-StB
2003, 289 [290]). Als Abschlussstichtag kommt hiernach entweder der regel-
mäßige Abschlusszeitpunkt oder der Zeitpunkt in Betracht, auf den die jährliche
Liquidationszwischenbilanz aufzustellen ist (vgl. § 270 AktG bzw. § 71
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GmbHG). Verfahrensrechtl. Konsequenz dieser Auffassung ist, dass jeder StBe-
scheid selbständig anfechtbar ist und selbständig bestandskräftig wird.
E Auf der anderen Seite wird vertreten, dass die FinVerw. im Rahmen ihrer Ermes-
sensausübung zu entscheiden hat, ob zur Jahresveranlagung überzugehen ist
oder ob ein weiterer Drei-Jahres-Zeitraum gewährt wird (FG Brandenb. v. 23.1.
2002, EFG 2002, 432, rkr.; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 40; Streck/Olgem-
öller VII. § 11 Rn. 6; Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 25; Küster, DStR
2006, 209).
E Stellungnahme: Der letzten Auffassung ist zuzustimmen. Sie berücksichtigt die
möglicherweise divergierende Interessenlage von FinVerw. und Stpfl. in ange-
messener Weise, da sich die Ermessensentscheidung des FA am Zweck von
Abs. 1 Satz 2 orientieren muss. Die Ermessensentscheidung muss dabei Fiskus-
interessen (Vermeidung von Steuerpausen und -ausfällen) sachgerecht mit Inte-
ressen des Stpfl. (insbes. im Hinblick auf Verlustnutzung, StSatz und StBefrei-
ungen) abwägen. In dieser Abwägung ist stets zu berücksichtigen, dass
Steuerausfällen auch mit der Erhebung von VorausZ begegnet werden kann.
Tendenziell spricht daher vieles für eine eher großzügige Handhabung durch die
FinVerw. (ähnlich Küster, DStR 2006, 209).
Bedeutung der Zwischenveranlagung: Des Weiteren ist str., ob nach Ablauf
des mindestens dreijährigen Besteuerungszeitraums bei Fortdauer der Abwick-
lung ein neuer eigenständiger Besteuerungszeitraum läuft.
E Die Frage wird von der FinVerw. und Teilen des Schrifttums bejaht und mit der Be-
schränkung auf drei Jahre in Abs. 1 Satz 2 begründet (vgl. 51 Abs. 4 KStR;
Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 41; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 40;
DJPW/Graffe, § 11 Rn. 19; Schmidt/Uhlenbruck/Crezelius, Die GmbH in
Krise, Sanierung und Insolvenz, 4. Aufl. 2009, 376f.; Semmler/Zimmermann,
DB 2006, 1804). Konsequenz dieser Auffassung ist, dass lediglich für den letz-
ten Besteuerungszeitraum die besondere Gewinnermittlung nach Abs. 2 vor-
zunehmen ist, während die vorangegangenen Besteuerungszeiträume nach den
allgemeinen Regeln zu besteuern sind.
E Nach überwiegender Auffassung im Schrifttum sowie des FG Brandenb. sind dagegen
alle Veranlagungen innerhalb des Abwicklungszeitraums lediglich als vorläufige
Zwischenveranlagungen anzusehen, die nach Abschluss der Abwicklung durch
eine abschließende Veranlagung für den gesamten Abwicklungszeitraum ersetzt
werden (FG Brandenb. v. 23.1.2002, EFG 2002, 432, rkr.; Erle/Sauter/Lenz
III. § 11 Rn. 39; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 41; Mössner/Seeger/
Stein, § 11 Rn. 37; Lademann/Jünger, § 11 Rn. 45; Gosch/Lambrecht II. § 11
Rn. 42; Herzig, FR 1979, 289; Küster, DStR 2006, 209; Lohmann/Bascopé,
GmbHR 2006, 1313; Pezzer, FR 2008, 270). Notwendige Veranlagungsände-
rungen haben hiernach nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu erfolgen.
E Stellungnahme: Für die letzte Auffassung, der zuzustimmen ist, spricht zunächst
der Wortlaut der Vorschrift, die vom Gewinn im Zeitraum der Abwicklung
spricht. Des Weiteren kann fiskalischen Interessen durch die Erhebung von Vo-
rausZ ausreichend Rechnung getragen werden. Außerdem vermeidet die Be-
handlung aller Veranlagungen des Abwicklungszeitraums als Zwischenveranla-
gungen Probleme beim Verlustrücktrag nach § 10d EStG. Eine Gesellschaft
wäre nämlich möglicherweise in der Verlustrücktragsmöglichkeit beschränkt,
würde der Abwicklungszeitraum in mehrere VZ aufgeteilt, was mit dem objekti-
ven Leistungsfähigkeitsprinzip nur schwer vereinbar wäre. Hinzu kommt, dass
ein längerer Besteuerungszeitraum der verfassungsrechtl. problematischen Situa-
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tion entgegenwirkt, dass Verlustvorträge wegen § 10d Abs. 2 EStG endgültig
verloren gehen (vgl. Anm. 28), was keine Frage der bloßen Steuersparmöglich-
keit ist (aA Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 33). Ferner ist anzumerken,
dass die Prüfung, ob eine Scheinliquidation vorliegt (vgl. Anm. 18) ohnehin un-
abhängig von der Dauer des Abwicklungszeitraums vorzunehmen ist. Schließ-
lich wäre es auch nicht sachgerecht, bei einer Nachtragsliquidation (vgl.
Anm. 18) einen eigenen Besteuerungszeitraum zu bilden, wenn durch sie die
Drei-Jahres-Frist wesentlich überschritten würde. Sie gehört vielmehr zum Ab-
wicklungszeitraum. Ein neuer Besteuerungszeitraum wird durch sie nicht in
Gang gesetzt (aA Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 36).

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 2:
Gewinnermittlung durch Vergleich

zwischen Abwicklungs-Endvermögen und
Abwicklungs-Anfangsvermögen

A. Begriff des Abwicklungsgewinns, Zweck des Abs. 2

Abs. 2 enthält die für die Liquidationsbesteuerung grundlegende Bestimmung
zur Gewinnermittlung. Gegenüberzustellen sind danach das Abwicklungs-End-
vermögen und das Abwicklungs-Anfangsvermögen. Beide Begriffe werden in
den folgenden Abs. 3 und 4 näher umschrieben. Der Vergleich zwischen Ab-
wicklungs-Endvermögen und Abwicklungs-Anfangsvermögen bezweckt die
vollständige Gewinnbesteuerung im Rahmen der Abwicklung, und zwar im Hin-
blick auf die vollständige Erfassung der stillen Reserven (durch Veräußerungs-
erlös bzw. Ansatz des gemeinen Werts) und des im Abwicklungszeitraum erziel-
ten laufenden Gewinns (vgl. BFH v. 8.12.1971 – I R 164/69, BStBl. II 1972,
229). Die besondere Gewinnermittlung weicht von der allgemeinen Gewinner-
mittlung nach § 4 Abs. 1 EStG insoweit ab, als an die Stelle des BV am Schluss
des vorangegangenen Wj. sowie des laufenden Wj. das Abwicklungs-Anfangs-
vermögen bzw. das Abwicklungs-Endvermögen treten. Andere Abweichungen
ergeben sich grds. nicht, weil gem. Abs. 6 im Übrigen die sonst geltenden Ge-
winnermittlungsvorschriften anzuwenden sind (vgl. Anm. 55ff.). Dagegen ent-
fällt jede Bindung an HBil., soweit diese der Gewinnermittlung dienen, weil eine
stl. Erfassung aller stillen Reserven bewirkt werden soll (BFH v. 14.12.1965 – I
246/62 U, BStBl. III 1966, 152; v. 1.10.1969 – I R 120/67, BStBl. II 1969, 742;
v. 8.12.1971 – I R 164/69, BStBl. II 1972, 229; s. auch Anm. 13). Der Grundsatz
der Maßgeblichkeit der HBil. für die StBil. (§ 5 Abs 1 EStG) findet deswegen
keine Anwendung. Gleiches gilt für während der Abwicklung aufzustellende
spezielle Bilanzen nach § 270 AktG, § 71 GmbHG, § 89 GenG, § 47 VAG (vgl.
BFH v. 14.12.1965 – I 246/62 U, BStBl. III 1966, 152; Blümich/Hofmeister,
§ 11 Rn. 45), auch wenn in ihnen enthaltene Angaben der Ermittlung des Ab-
wicklungsgewinns zugrunde gelegt werden können.

B. Berechnung des Abwicklungsgewinns

Der nach Abs. 2 zu bestimmende Abwicklungsgewinn lässt sich nach folgendem
Schema berechnen (vgl. auch Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 53; Blü-
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mich/Hofmeister, § 11 Rn. 47; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 76; Neu,
GmbHR 2000, 57):

Abwicklungs-Endvermögen (bewertet zum gemeinen Wert)

./. stfreie Vermögensmehrungen
= stl. Abwicklungs-Endvermögen
./. Abwicklung-Anfangsvermögen
./. Gewinnausschüttungen für Wj. vor der Auflösung
= vorläufiger Abwicklungsgewinn
./. abziehbare Aufwendungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1
+ geleistete Spenden
./. abziehbare Spenden nach § 9 Abs. 1 Nr. 2
+ nicht abziehbare BA
+ Buchwert der eigenen Anteile, soweit im Abwicklungs-Anfangsvermögen enthalten
./. Verlustabzug nach § 10d EStG iVm. § 8 Abs. 4
= stpfl. Abwicklungsgewinn.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 3:
Definition des Abwicklungs-Endvermögens

A. Zur Verteilung kommendes Vermögen

Abs. 3 definiert das Abwicklungs-Endvermögen als das zur Verteilung kom-
mende Vermögen, das um stfreie Vermögensmehrungen, die dem Stpfl. im Ab-
wicklungszeitraum zugeflossen sind, zu mindern ist.
Zum Schluss zur Verteilung kommendes Vermögen: Es umfasst zunächst
das Vermögen, das zum Schluss zur Verteilung kommt. In Betracht kommen
hier zunächst Sachwerte und Forderungen. Gleiches gilt für immaterielle ent-
geltlich erworbene WG, wozu auch der entgeltlich erworbene (derivative) Ge-
schäfts- oder Firmenwert zählt, der vor der Auflösung bilanziert wurde (aA
Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 52). Nicht zum Abwicklungs-Endvermögen ge-
hören dagegen wegen § 5 Abs. 2 EStG selbst geschaffene immaterielle WG, ins-
bes. der originäre Geschäfts- oder Firmenwert (BFH v. 14.2.1978 – VIII R
158/73, BStBl. II 1979, 99; v. 19.1.1982 – VIII R 21/77, BStBl. II 1982, 456;
BMF v. 15.8.1984, BStBl. I 1984, 461; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 52;
Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 49; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 52; Möss-
ner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 45; Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 15; aA
Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 56). Wird indes ein solches selbst ge-
schaffenes immaterielles WG im Rahmen der Abwicklung veräußert, fließt der
Veräußerungserlös in das Endvermögen und erhöht den Abwicklungsgewinn
(vgl. DJPW/Graffe, § 11 Rn. 26; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 49; Köllen/
Vogl/Wagner/Wagner, Lehrbuch Körperschaftsteuer, 2008, Rn. 942). Ledig-
lich mit 5 % (vgl. § 8b Abs. 3 Satz 1, Abs. 5) zu erfassen sind Anteile an Körper-
schaften, da die stillen Reserven dieser Anteile wegen § 8b Abs. 2 stl. nicht
gebunden sind (glA Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 58; Gosch/Lam-
brecht II. § 11 Rn. 53). Eigene Anteile, die zum BV des aufzulösenden Stpfl.
gehören, gehen bei der Auflösung unter. Dieser Untergang stellt einen gesell-
schaftsrechtl. Vorgang dar, der den Abwicklungsgewinn nicht mindern darf
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(RFH v. 25.4.1939, RStBl. 1939, 923). Die Anteile müssen daher im Abwick-
lungs-Endvermögen angesetzt oder dem Abwicklungsgewinn hinzugerechnet
werden (vgl. Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 53; Erle/Sauter/Lenz III.
§ 11 Rn. 50). Der derivative Geschäfts- oder Firmenwert kann nicht mit eigenen
Anteilen gleichgesetzt werden, da er nicht durch Auflösung erlischt, sondern
noch veräußert werden kann (glA Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 48).
Bereits ausgeschüttetes Vermögen: Des Weiteren umfasst das Abwicklungs-
Endvermögen auch das Vermögen, welches bereits während des Abwicklungs-
zeitraums ausgeschüttet worden ist. Zu diesen zwischenzeitlichen Ausschüttun-
gen zählen Ausschüttungen in Form von offenen Liquidationsvorschüssen
sowie verdeckte Zuwendungen an die Anteilseigner, Genossen bzw. Mitglieder
oder diesen nahe stehenden Personen, die als vGA gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 zu be-
urteilen wären, wenn sie vor Beginn der Abwicklung erfolgt wären (RFH v.
10.5.1938, RStBl. 1938, 630; BFH v. 14.12.1965 – I 246/62 U, BStBl. III 1966,
152). Hierher rechnet auch der Fall, dass ein originärer Geschäfts- oder Firmen-
wert oder die ihn verkörpernden Faktoren (zB Kundenstamm) unentgeltlich
oder gegen ein zu geringes Entgelt an Anteilseigner, Genossen, Mitglieder oder
ihnen Nahestehende übergegangen ist (vgl. BFH v. 27.3.2001 – I R 42/00,
BStBl. II 2001, 771; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 52). Nicht zum Abwick-
lungs-Endvermögen zählen dagegen Gewinnausschüttungen im Abwicklungs-
zeitraum für ein vorangegangenes Wj, die gem. Abs. 4 Satz 3 vom Abwicklungs-
Anfangsvermögen abzuziehen sind (vgl. Anm. 52).

B. Bewertung des Abwicklungs-Endvermögens

Für die Bewertung des Abwicklungs-Endvermögens gelten die allgemeinen Re-
gelungen des BewG mit Ausnahme des § 10 BewG (vgl. BFH v. 14.12.1965 – I
246/62 U, BStBl. III 1966, 152), weil die Voraussetzungen von § 10 Satz 3
BewG (Fortführung des Unternehmens) bei einer Abwicklung schon begrifflich
nicht erfüllt sein können. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Bewertung der noch
vorhandenen Wirtschaftsgüter ist der Verteilungszeitpunkt bzw. der Stichtag der
Schlussbilanz. Wertaufhellende Umstände sind zu berücksichtigen, wenn sie bis
zur bestandskräftigen Veranlagung bekannt werden (vgl. BFH v. 14.12.1965 – I
246/62 U, BStBl. III 1966, 152; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 25; Frotscher/Maas/
Frotscher, § 11 Rn. 55; Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 51; Erle/Sauter/Lenz
III. § 11 Rn. 46). Nicht anzuwenden ist § 6 EStG, da das Ziel einer umfassenden
Erfassung der stillen Reserven durch Anwendung der eingeschränkten Wertauf-
hellungstheorie möglicherweise nicht erreicht werden könnte.
Bargeld ist mit dem Nennwert zu bewerten.
Sachwerte und Forderungen, welche die Anteilseigner, Genossen bzw. Mit-
glieder im Rahmen der Schlussverteilung erhalten, sind nach § 9 BewG mit dem
gemeinen Wert anzusetzen, wobei der Verteilungszeitpunkt maßgeblicher Be-
wertungszeitpunkt ist. Dies gilt auch, wenn Zwischenveranlagungen durch-
geführt werden (glA DJPW/Graffe, § 11 Rn. 25; Erle/Sauter/Lenz III. § 11
Rn. 47).
Wertpapiere, Anteile, Kapitalforderungen und Schulden sind nach § 11
bzw. § 12 BewG zu bewerten.
Immaterielle Wirtschaftsgüter, die im Rahmen des Abwicklungs-Endver-
mögens anzusetzen sind (vgl. Anm. 44), sind mit dem gemeinen Wert zu bewer-
ten. Gleiches gilt für entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwerte (vgl.
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Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 48). Sie sind mit 0 E anzusetzen, wenn sie
durch die Abwicklung untergehen.
Eigene Anteile sind mit 0 E anzusetzen, da sie mit der Abwicklung untergehen
(RFH v. 10.10.1930, RStBl. 1930, 760). Der Abwicklungsgewinn darf durch einen
dadurch möglicherweise entstehenden Buchverlust jedoch nicht gemindert wer-
den. Daher muss der sich bei dem Vermögensvergleich nach Abs. 2 ergebende
Betrag durch eine nachträgliche Zurechnung des Buchwerts korrigiert werden
(glA Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 53; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 53;
Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 50; im Erg. ebenso Frotscher/Maas/Frot-
scher, § 11 Rn. 58, der jedoch auf § 8b Abs. 3 Satz 3 abstellt). Alternativ wird
vorgeschlagen, auch im Abwicklungs-Anfangsvermögen die eigenen Anteile mit
0 E anzusetzen (vgl. DJPW/Graffe, § 11 Rn. 31; Mössner/Seeger/Stein, § 11
Rn. 53; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 44). Diese Lösung würde zwar eine
im Grundsatz zu begrüßende Vereinfachung darstellen; sie steht aber nicht im
Einklang mit dem dargestellten Bewertungssystem und hat keine gesetzliche
Grundlage, womit es bei einer Korrektur durch nachträgliche Zurechnung des
Buchwerts bleiben muss.
Verdeckte Zuwendungen (vgl. Anm. 44) sind mit dem gemeinen Wert (Ein-
zelveräußerungspreis) im Zeitpunkt der Zuwendung in das Abwicklungs-End-
vermögen einzustellen (vgl. RFH v. 10.5.1938, RStBl. 1938, 630; DJPW/Graffe,
§ 11 Rn. 25; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 46).

C. Abzug von steuerfreien Vermögensmehrungen

I. Deklaratorische Bedeutung

Das Abwicklungs-Endvermögen ist nach Abs. 3 um stfreie Vermögensmehrun-
gen, die dem Stpfl. im Abwicklungszeitraum zugeflossen sind, zu kürzen. Da es
sich hierbei um Vermögensmehrungen und Einnahmen handelt, die auch bei
der regelmäßigen Gewinnermittlung außer Ansatz bleiben, hat die Regelung we-
gen Abs. 6 nur deklaratorische Bedeutung. Konsequenz daraus ist, dass Abs. 3
den Kreis der stfreien Vermögensmehrungen nicht erweitert.

II. Begriff der steuerfreien Vermögensmehrung

Folgende Einnahmen und Vermögensmehrungen kommen als stfreie Ver-
mögensmehrungen iSd. Vorschrift in Betracht:
Steuerfreie Einnahmen und Bezüge: Als stfreie Vermögensmehrungen kom-
men zunächst die nach §§ 3 EStG, 8b KStG und die aufgrund von DBA stfreien
ausländ. Einkünfte sowie stfreie Investitionszulagen in Betracht. Sanierungs-
gewinne nach § 3 Nr. 66 EStG in seiner bis 1997 gültigen Fassung zählten dazu
nicht, weil bei in Abwicklung befindlichen Unternehmen die Voraussetzung ei-
ner Sanierungsabsicht nicht gegeben war (vgl. BFH v. 7.2.1985 – IV R 177/83,
BStBl. II 1985, 504; v. 28.2.1989 – VIII R 303/84, BStBl. II 1989, 711; v. 19.3.
1991 – VIII R 214/85, BStBl. II 1991, 633; vgl. auch Anm. 55).
Gesellschafts- und mitgliedschaftsrechtlich veranlasste Vermögensmeh-
rungen: Des Weiteren ist das Abwicklungs-Endvermögen auch um gesell-
schafts- bzw. mitgliedschaftsrechtl. veranlasste Vermögensmehrungen wie
Einlagen, Nachschüsse und Zubußen zu mindern. Bei Einlagen durch Forde-
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rungsverzicht gilt dies indes nur für den werthaltigen Teil der Forderung (vgl.
BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II 1998, 307; Ernst & Young/Holland,
§ 11 Rn. 54); in Höhe des nicht werthaltigen Teils ist die Verbindlichkeit daher
erfolgswirksam aufzulösen.
Vermögenszugänge aufgrund von Schenkungen und Erbschaften gehören
ebenfalls zu den stfreien Vermögensmehrungen (glA Blümich/Hofmeister,
§ 11 Rn. 54).
Zufluss im Abwicklungszeitraum: Da die stfreien Vermögensmehrungen im
Abwicklungszeitraum zugeflossen sein müssen, dürfen sie nicht Teil des Ab-
wicklungs-Anfangsvermögens sein. Angesichts des klaren Wortlauts von Abs. 3
ist eine Minderung des Abwicklungs-Endvermögens unabhängig vom Zufluss
im Abwicklungszeitraum daher nicht möglich. Der Begriff des Zuflusses ver-
langt eine hinreichende Konkretisierung der Vermögensmehrung. Diese muss
im Abwicklungszeitraum entstanden sein. Dies setzt voraus, dass der insoweit
einschlägige gesetzliche Tatbestand erfüllt ist.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 4:
Definition des Abwicklungs-Anfangsvermögens

und Kürzung um Vorjahresgewinn

A. Maßgeblichkeit des Betriebsvermögens bei Veranlagung
(Abs. 4 Satz 1)

Veranlagung für vorangegangenes Wirtschaftsjahr: Nach dem durch Abs. 4
Satz 1 geregelten Grundfall ist das Abwicklungs-Anfangsvermögen das BV, das
am Schluss des der Auflösung vorangegangenen Wj. der Veranlagung zur KSt.
zugrunde gelegt worden ist. Wenn das zuständige FA für das Wj., das der Auf-
lösung vorangegangen ist, eine Veranlagung, also eine StFestsetzung nach § 155
Abs. 1 AO iVm. § 31 Abs. 1 vorgenommen hat, bemisst sich das Abwicklungs-
Anfangsvermögen daher nach dem Wert des zum Schluss des vorangegangenen
Wj. im Rahmen der StBil. ermittelten und der Veranlagung tatsächlich zugrunde
gelegten BV.
Ansatz eigener Anteile: Auch eigene Anteile, die mit der Auflösung unterge-
hen, sind nach dem Grundsatz des Bilanzzusammenhangs mit dem Buchwert
anzusetzen (RFH v. 25.4.1939, RStBl. 1939, 923; Erle/Sauter/Lenz III. § 11
Rn. 52; zur Notwendigkeit einer Gewinnkorrektur vgl. Anm. 44).
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Feststellung des Abwicklungs-Anfangsver-
mögens ist der Beginn der Auflösung (vgl. dazu Anm. 19). Insoweit ist von Be-
deutung, ob das Wahlrecht zur Bildung eines RumpfWj. ausgeübt wird oder
nicht. Wird ein solches gebildet, so ist das Abwicklungs-Anfangsvermögen im
Zeitpunkt der Auflösung festzustellen. Wird auf ein RumpfWj. verzichtet, ist
das Abwicklungs-Anfangsvermögen auf Grundlage der StBil. des letzten Wj. vor
Beschluss der Auflösung zu ermitteln. Gleiches gilt selbstverständlich, wenn der
Zeitpunkt der Auflösung auf den Beginn eines Wj. fällt.
Bewertung: Maßgeblich sind die in der StBil. nach §§ 6ff. EStG angesetzten
Buchwerte und nicht der jeweilige gemeine Wert (vgl. RFH v. 12.3.1929, RStBl.
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1929, 280; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 60; Frotscher/Maas/Frotscher,
§ 11 Rn. 60; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 30).
Fehlerhaftigkeit der Schlussbilanz: Unterschiedliche Auffassungen werden zu
der Frage vertreten, wie zu verfahren ist, wenn die Schlussbilanz fehlerhaft war.
E Nach einer Auffassung müssen die Fehler nach allgemeinen Bilanzierungsgrund-
sätzen korrigiert werden. Zwecks zutreffender Erfassung aller stillen Reserven
ist danach ggf. ein Fehlerausgleich im Zuge der Abwicklungsbesteuerung erfor-
derlich (Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 61; Köllen/Vogl/Wagner/Wagner,
Lehrbuch Körperschaftsteuer, 2008, Rn. 935).
E Nach anderer Auffassung, die sich auf den Bilanzzusammenhang beruft, ist stets
die Schlussbilanz maßgeblich, die der Veranlagung zur KSt. tatsächlich zugrunde
gelegt worden ist. Bilanzierungsfehler dürfen danach im Abwicklungs-Anfangs-
vermögen nicht berichtigt werden (Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 60;
Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 18; vgl. DJPW/Graffe, § 11 Rn. 30).
E Stellungnahme: Der ersten Auffassung ist im Grundsatz zu folgen, weil sie die
stl. Erfassung sämtlicher stiller Reserven ermöglicht und damit dem Zweck des
§ 11 dient. Jedoch sind Korrekturen der Schlussbilanz nur möglich, wenn eine
Bilanzberichtigung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 EStG bzw. eine Bilanzänderung nach
§ 4 Abs. 2 Satz 2 EStG noch möglich ist. Anderenfalls würde dieses zwingend
vorgegebene Regelungsregime unterlaufen. Daraus folgt auch, dass Berichtigun-
gen bzw. Änderungen nicht mehr zulässig sind, wenn sich der Bilanzansatz in
der Schlussbilanz auf Steueransprüche ausgewirkt hat, die bestandskräftig fest-
gesetzt worden oder verjährt sind.

B. Maßgeblichkeit des Betriebsvermögens bei unterlassener
Veranlagung (Abs. 4 Satz 2)

Ist für den der Auflösung vorangegangenen VZ keine Veranlagung durch-
geführt worden, bestimmt Abs. 4 Satz 2 als Sonderregelung, dass das BV anzu-
setzen ist, das im Fall einer Veranlagung nach den stl. Vorschriften über die Ge-
winnermittlung auszuweisen gewesen wäre. Die Vorschrift betrifft Fälle, in
denen gem. § 156 AO eine Veranlagung wegen Geringfügigkeit oder offensicht-
licher Aussichtslosigkeit der Steuereinziehung nicht durchgeführt wurde. Denk-
bar sind des Weiteren Fälle, in denen eine StFestsetzung wegen Ablauf der Fest-
setzungsfrist nicht mehr erfolgen konnte. Dagegen ist Abs. 4 Satz 2 nicht auf
den bloßen Verlustfall zugeschnitten, da dieser eine Veranlagung wegen Verlust-
vor- und -rücktragsmöglichkeiten nicht per se entbehrlich macht (aA wohl
Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 18). Wurde eine Veranlagung noch nie
durchgeführt, sind die Buchwerte zu schätzen. Anderenfalls müssen sie aus der
letzten einer Veranlagung zugrunde gelegten StBil. fortentwickelt werden.

C. Kürzung um Gewinnausschüttungen eines vorangegangenen
Wirtschaftsjahres (Abs. 4 Satz 3)

Hintergrund der Vorschrift: Abs. 4 Satz 3 enthält eine Kürzungsvorschrift,
die auf das nach Abs. 4 Satz 1 bzw. Satz 2 bestimmte Abwicklungs-Anfangsver-
mögen anzuwenden ist. Dieses ist um den Gewinn eines vorangegangenen Wj.
zu kürzen, der im Abwicklungszeitraum ausgeschüttet worden ist. Hintergrund
der Vorschrift ist, dass die zuständigen Organe des abzuwickelnden Stpfl. han-
delsrechtl. auch nach Beginn der Abwicklung einen Gewinnverteilungsbeschluss
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fassen können, aufgrund dessen Gewinne aus Vorjahren während des Abwick-
lungszeitraums ausgeschüttet werden können, allerdings erst im Rahmen der
Vermögensverteilung nach Ablauf des Sperrjahres (vgl. BFH v. 12.9.1973 – I R
9/72, BStBl. II 1974, 14; v. 17.7.1974 – I R 233/71, BStBl. II 1974, 692; v.
22.10.1998 – I R 15/98, BFH/NV 1999, 829). Solche Gewinne aus den Vorjah-
ren sind im Abwicklungs-Anfangsvermögen enthalten. Sie würden aber im Fall
der Ausschüttung nicht mehr im Abwicklungs-Endvermögen enthalten sein.
Ohne die Anordnung in Abs. 4 Satz 3 würden sie den Abwicklungsgewinn in
nicht gerechtfertigter Weise mindern (vgl. Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 66;
Blümich/Hofmeister, § 11 Rn. 63), weil sie keinen inhaltlichen Bezug auf die
Höhe des Abwicklungsgewinns aufweisen und die Einkommensverwendung all-
gemein die Höhe des stpfl. Gewinns nicht beeinflussen darf. Was Letzteres an-
belangt, würde eine Gewinnminderung schon durch Anwendung der allgemei-
nen Gewinnermittlungsvorschriften (§ 8 Abs. 3 Satz 1) über Abs. 6 verhindert.
Abs. 4 Satz 3 ist vor diesem Hintergrund als Vereinfachungsvorschrift anzuse-
hen, da er eine nachfolgende Hinzurechnung überflüssig macht, indem er eine
Korrektur des Abwicklungs-Anfangsvermögens anordnet.
Ausschüttungen für vorangegangene Wirtschaftsjahre vor Ablauf des
Sperrjahres sind zwar zivilrechtl. unzulässig. Wegen § 40 AO fallen sie aber
ebenfalls unter den Anwendungsbereich von Abs. 4 Satz 3 (vgl. BFH v. 12.9.
1973 – I R 9/72, BStBl. II 1974, 14; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 56).
Besonderheiten bei Bildung von Rumpfwirtschaftsjahren: Wurde ein
RumpfWj. gebildet (vgl. Anm. 25), so stellt eine Ausschüttung des Gewinns die-
ses RumpfWj. eine Gewinnausschüttung für ein vorausgegangenes Wj. iSd.
Abs. 4 Satz 3 dar (BFH v. 17.7.1974 – I R 233/71, BStBl. II 1974, 692). Wurde
dagegen auf die Bildung eines RumpfWj. verzichtet, so dass das Ergebnis des
RumpfWj. stl. in den Abwicklungszeitraum einbezogen wird, ist Abs. 4 Satz 3
nicht einschlägig, da die Ausschüttung abweichend vom Handelsrecht (Erfolg
wäre einem vorangegangen Wj. zuzuordnen) als Liquidationsausschüttung zu
qualifizieren ist. Es handelt sich stl. nämlich um eine Ausschüttung für Zeiträu-
me des Abwicklungszeitraums.
Ausschüttungen für Zeiträume des Abwicklungszeitraums einschließlich
Ausschüttungen für Zeiträume des Abwicklungszeitraums, die als vGA gem. § 8
Abs. 3 Satz 2 zu beurteilen wären, wenn sie vor Beginn der Abwicklung erfolgt
wären (vgl. Anm. 44), fallen nicht unter Abs. 4 Satz 3. Sie werden nach Abs. 6
iVm. § 8 Abs. 3 Satz 2 dem Abwicklungsgewinn hinzugerechnet.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 5:
Nichtvorhandensein von Betriebsvermögen am

Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums:
Fiktion der später geleisteten Einlagen als

Abwicklungs-Anfangsvermögen

Anwendungsbereich: War am Schluss des vorangegangenen VZ kein BV vor-
handen, gilt nach Abs. 5 die Summe der im Abwicklungszeitraum geleisteten Ein-
lagen als Abwicklungs-Anfangsvermögen. Erfasst sind Fälle von neugegründeten
Stpfl., die in ihrem ersten Wj. wieder aufgelöst werden und kein RumpfWj. bil-
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den. Wird dagegen ein RumpfWj. auf den Auflösungszeitpunkt gebildet, greift
Abs. 4. Abs. 5 hat lediglich deklaratorischen Charakter, da nach Abs. 6 die all-
gemeinen Gewinnermittlungsvorschriften anzuwenden sind, wonach Einlagen
wegen § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG nicht zum stl. Gewinn gehören können (vgl. RFH
v. 8.8.1928, RStBl. 1928, 314; Lademann/Jünger, § 11 Rn. 77; DJPW/Graffe,
§ 11 Rn. 35; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 48; Streck/Olgemöller VII.
§ 11 Rn. 19; Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 57; Erle/Sauter/Lenz III. § 11
Rn. 58). Ohne die Regelung des Abs. 5 wäre dem Abwicklungs-Anfangsver-
mögen ein Wert von 0 E zugrunde zu legen. Das Schlussvermögen müsste dann
um die Einlagen gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 EStG gemindert werden.
Einlagen: Der Begriff der Einlagen ist weit zu verstehen. Hierunter fallen alle
offen ausgewiesenen, gesellschaftsrechtl. vorgeschriebenen oder freiwillig er-
brachten Einlagen einschließlich Nachschüssen und Aufgeldern. Zu berücksich-
tigen sind ferner alle verdeckten Einlagen in Sach- oder Geldform.

Erläuterungen zu Abs. 6:
Anwendung der allgemeinen Gewinn-
ermittlungsvorschriften im Übrigen

A. Konkurrenz zwischen § 11 und allgemeinen
Gewinnermittlungsvorschriften

Nach Abs. 6 sind auf die Gewinnermittlung im Übrigen die sonst geltenden
Vorschriften anzuwenden. Die Vorschrift hat Klarstellungsfunktion. Es ist im
Einzelfall zu prüfen, ob die Anwendung der jeweiligen allgemeinen Gewinner-
mittlungsvorschrift mit Wortlaut und Zweck des § 11 vereinbar ist. Ist dies nicht
der Fall, darf die allgemeine Gewinnermittlungsvorschrift wegen des Vorrangs
von § 11 nicht angewendet werden (vgl. RFH v. 20.7.1937, RStBl. 1938, 44;
BFH v. 14.12.1965 – I 246/62 U, BStBl. III 1966, 152; v. 8.5.1991 – I R 33/90,
BStBl. II 1992, 437; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 75; Erle/Sauter/Lenz III.
§ 11 Rn. 59;Mössner/Seeger/Stein, § 11 Rn. 58).
Vorrang der Abs. 1, 2 und 3: Vorrang gegenüber den allgemeinen Gewinner-
mittlungsvorschriften kommt einerseits den Regelungen nach Abs. 1 zum Ab-
wicklungs- und Besteuerungszeitraum zu, andererseits den Grundregeln des
Abs. 2 zur Ermittlung des Abwicklungsgewinns. Des Weiteren genießt Abs. 3
insoweit Vorrang vor § 4 Abs. 1 EStG, als das dort umschriebene Abwicklungs-
Endvermögen Unterschiede zu dem von § 4 Abs. 1 EStG genannten BV auf-
weist. Die Regelungen der §§ 6 und 7 EStG werden hier im Wege des Vorrangs
von Abs. 3 verdrängt, weil das Abwicklungs-Endvermögen mit dem gemeinen
Wert zu bewerten ist (vgl. Anm. 45).
Ausschluss von § 6b EStG: Eine Neutralisierung von Gewinnen aus der Ver-
äußerung von Anlagevermögen gem. § 6b EStG kommt im Rahmen des § 11
nicht in Betracht. Denn ein abgewickeltes Unternehmen kann keine Reinvesti-
tionen mehr durchführen (glA Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 59; Mössner/
Seeger/Stein, § 11 Rn. 61; Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 22; Ernst &
Young/Holland, § 11 Rn. 60; DJPW/Graffe, § 11 Rn. 38).
Sanierungsgewinne: Ebenfalls nicht zur Anwendung kommt § 3 Nr. 66 EStG
idF bis zum VZ 1997, da sich Abwicklung und Sanierung begrifflich ausschlie-
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ßen. Aus demselben Grund scheiden auch Steuerstundung und Steuererlass auf
Grundlage des Sanierungserlasses (BMF v. 27.3.2003, BStBl. I 2003, 240) aus.

B. Anzuwendende Gewinnermittlungsvorschriften

I. Vorschriften des EStG

1. §§ 3c, 4 Abs. 5–7 EStG
Nicht ausgeschlossen wird die Anwendung der §§ 3c und 4 Abs. 5–7 EStG
(iVm. § 8 Abs. 1 Satz 1). Dort geregelte nicht abziehbare Aufwendungen müs-
sen daher dem Abwicklungsgewinn hinzugerechnet werden, soweit sie das Ab-
wicklungs-Endvermögen gemindert haben. Schwierigkeiten sind allerdings mit
der Anwendung von § 4 Abs. 5b EStG verbunden, wenn der Besteuerungszeit-
raum vor Einführung dieses Abzugsverbots begonnen hat und in einem Jahr en-
det, in dem das Abzugsverbot schon gilt. Die Übergangsvorschrift des § 52
Abs. 12 Satz 7 EStG sieht hierzu vor, dass § 4 Abs. 5b EStG erstmals für
GewSt. gilt, die für Erhebungszeiträume festgesetzt wird, die nach dem 31.12.
2007 enden. Hält man den kstl. Besteuerungszeitraum auch im Hinblick auf die
GewSt. für maßgeblich (vgl. Anm. 12), müssten daher an sich sämtliche als BA
gebuchten GewSt. wieder hinzugerechnet werden. Dieses nicht sachgerechte Er-
gebnis ist indes durch eine teleologische Auslegung des Begriffs „Erhebungs-
zeitraum“ als Kj. zu vermeiden (vgl.Wohltmann, NWB 13/2009, 950).

2. §§ 16, 34 EStG
Die Vorschriften der §§ 16, 34 EStG sind nicht anzuwenden. Eine Ausnahme
galt für § 16 Abs. 4 EStG in seiner bis zum VZ 1995 geltenden Fassung (BFH
v. 8.5.1991 – I R 33/90, BStBl. II 1992, 437). Seit VZ 1996 scheitert hingegen
die Anwendung an den persönlichen Voraussetzungen „Vollendung des 55. Le-
bensjahres“ bzw. „dauernde Berufsunfähigkeit“ (vgl. Anm. 10).

3. § 10d EStG
Innerhalb des Abwicklungszeitraums findet durch Zusammenfassung der Ab-
wicklungsergebnisse automatisch ein Verlustausgleich statt (vgl. RFH v. 28.9.
1928, RStBl. 1928, 366; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 77; Streck/Olgemöller
VII. § 11 Rn. 22;). Im Übrigen ist § 10d EStG anwendbar, weil weder Zweck
noch Wortlaut des § 11 einer Anwendung entgegenstehen. Verfassungsrechtl.
bedenklich ist allerdings die Anwendung von § 10d Abs. 2 EStG (s. Anm. 28).

II. Vorschriften des KStG

1. § 8 Abs. 3
Anzuwenden ist zunächst § 8 Abs. 3. Zuwendungen des Abwicklungssubjekts
an die Anteilseigner, Genossen bzw. Mitglieder während des Abwicklungszeit-
raums sind Einkommensverwendung und müssen daher dem Abwicklungs-
gewinn hinzugerechnet werden. Erfasst werden sowohl offene Liquidationsvor-
schüsse als auch verdeckte Zuwendungen an die Anteilseigner, Genossen bzw.
Mitglieder oder diesen nahe stehende Personen, die als vGA gem. § 8 Abs. 3
Satz 2 zu beurteilen wären, wenn sie vor Beginn der Abwicklung erfolgt wären
(vgl. Anm. 44).
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2. §§ 8a, 9, 10 KStG
Abziehbare und nicht abziehbare Aufwendungen: Die Vorschriften der
§§ 8a, 9 und 10 über abziehbare bzw. nicht abziehbare Aufwendungen sind
ebenfalls zu berücksichtigen (vgl. BFH v. 21.10.1981 – I R 149/77, BStBl. II
1982, 177; Erle/Sauter/Lenz III. § 11 Rn. 60; Mössner/Seeger/Stein, § 11
Rn. 60; Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 66). Bei Abwicklung einer
KGaA ist der Abwicklungsgewinn demzufolge nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 um die
Anteile der persönlich haftenden Gesellschafter am Abwicklungsgewinn zu min-
dern, die an die persönlich haftenden Gesellschafter nicht aufgrund ihrer auf
das Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung für die Geschäftsfüh-
rung verteilt werden. Für im Abwicklungszeitraum getätigte Spenden ist § 9
Abs. 1 Nr. 2 anzuwenden. Sie sind dem Abwicklungsgewinn hinzuzurechnen.
Wenn sie nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 abgezogen werden dürfen, sind sie vom Ab-
wicklungsgewinn wieder abzuziehen. Dagegen darf der abziehbare Betrag nicht
bereits bei Ermittlung des Abwicklungs-Endvermögens abgesetzt werden, weil
er sich bei Spenden nach der Höhe des Einkommens richtet (vgl. DJPW/Graf-
fe, § 11 Rn. 36/1). Nicht abziehbare Aufwendungen nach § 10 müssen dem Ab-
wicklungsgewinn hinzugerechnet werden, soweit sie das Abwicklungs-Endver-
mögen gemindert haben.
Zinsschranke: Die Vorschriften zur Zinsschranke nach § 4h EStG und § 8a
sind ebenfalls anwendbar, allerdings auf den gesamten Besteuerungszeitraum
(vgl. Anm. 34).

3. Vorschriften zur Organschaft
Ende der Organschaft: Besonderheiten ergeben sich, wenn eine OG oder ein
OT aufgelöst wird.
E Wird eine OG aufgelöst, so endet die Organschaft, da ab dem Zeitpunkt der
Auflösung nicht mehr ein auf Erwerb gerichtetes Unternehmen betrieben wird.
Daraus folgt, dass der Gewinn, der ab dem Zeitpunkt der Auflösung entsteht,
nicht im Rahmen der Ergebnisabführung dem OT zuzurechnen ist. Vielmehr ist
er infolge der Beendigung der Organschaft von der OG selbst zu versteuern
(BFH v. 18.10.1967 – I 262/63, BStBl. II 1968, 105), und zwar zu dem Steu-
ersatz des Kj., in dem die Abwicklung beendet worden ist (RFH v. 17.1.1939,
RStBl. 1939, 598; vgl. auch Anm. 28). Die gleichen Rechtsfolgen treten bei einer
stillen Abwicklung ein (BFH v. 17.2.1971 – I R 148/68, BStBl. II 1971, 411; R
61 KStR; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 62; Blümich/Hofmeister, § 11
Rn. 84), obwohl in diesem Fall § 11 nicht einschlägig ist (vgl. Anm. 18). Wird
der Abwicklungsgewinn in diesen Fällen an den OT abgeführt, ist diese Abfüh-
rung als Gewinnausschüttung zu qualifizieren.
E Auch wenn ein OT aufgelöst wird, wandelt sich ab dem Zeitpunkt der Auflösung
der werbende Zweck in einen Abwicklungszweck. Der OT ist folglich ab dem
Auflösungszeitpunkt kein gewerbliches Unternehmen mehr (vgl. § 14 Anm. 58)
und verliert daher die Eigenschaft eines OT. Die (vormaligen) OG müssen da-
her ihre Gewinne selbst versteuern; eine Verrechnung von Verlusten mit Ge-
winnen des (vormaligen) OT scheidet aus.
Kein Einfluss auf Anerkennung des Ergebnisabführungsvertrags für Vor-
jahre: Die Abwicklung der OG hat keinen Einfluss auf die strechtl. Wirksamkeit
des EAV für die Jahre, für die er durchgeführt worden ist. Denn die Abwicklung
stellt einen wichtigen Grund für die Beendigung des EAV dar (vgl. R 60 Abs. 6
KStR). Wird kein RumpfWj. gebildet, ist auch der Gewinn der OG vom Beginn
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des letzten Wj. bis zum Auflösungszeitpunkt nicht mehr dem OT zuzurechnen,
sondern von der OG zu versteuern. In dem umgekehrten Fall (Bildung eines
RumpfWj.) ist der Gewinn vom Beginn des letzten Wj. bis zum Auflösungszeit-
punkt dem OT zuzurechnen. Denn durch die Bildung des RumpfWj. wird deut-
lich, dass für den Zeitraum des RumpfWj. ein auf Erwerb gerichtetes Unterneh-
men betrieben wird. Daher kann für diesen Zeitraum vorbehaltlich der übrigen
Voraussetzungen der §§ 14ff. nicht von einem Ende der Organschaft ausgegan-
gen werden.

Einstweilen frei.

Erläuterungen zu Abs. 7:
Liquidationsbesteuerung im Insolvenzfall

A. Besonderheit des Insolvenzverfahrens

Unterbleibt eine Abwicklung, weil über das Vermögen des unbeschränkt Stpfl.
iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1–3 das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, sind gem.
Abs. 7 die Abs. 1–6 sinngemäß anzuwenden. Die Vorschrift trägt den Besonder-
heiten des Insolvenzverfahrens (vor dem VZ 1999 Konkursverfahren) Rech-
nung. Denn die Eröffnung des Insolvenzverfahrens führt zwar zur Auflösung
des Stpfl. Dessen Vermögen wird jedoch oft schon im Rahmen der Insolvenz-
abwicklung nach §§ 158, 159 InsO vollständig zur Befriedigung der Gläubiger
verwertet, so dass eine Abwicklung nach den allgemeinen zivilrechtl. Vorschrif-
ten regelmäßig nicht mehr in Betracht kommt. Abs. 7 stellt daher die Insolvenz-
abwicklung der allgemeinen zivilrechtl. Abwicklung gleich (BTDrucks. 7/1470,
345; vgl. auch RFH v. 5.3.1940, RStBl. 1940, 715; Blümich/Hofmeister, § 11
Rn. 90; Ernst & Young/Holland, § 11 Rn. 76; Mössner/Seeger/Stein, § 11
Rn. 63).

B. Eröffnung des Insolvenzverfahrens

Der Stpfl. muss durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelöst werden.
Rechtsgrundlage für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sind die jeweiligen
zivilrechtl. Vorschriften (vgl. Anm. 19; zu Besonderheiten im Hinblick auf die
Genossenschaft vgl. Beck’sches Hdb. der Genossenschaft/Terbrack, 2009,
§ 15 Rn. 105ff.), die auch auf KapGes. ausländ. Rechtsform anzuwenden sind,
soweit sich der jeweilige Ort der Geschäftsleitung in Deutschland befindet. An
einer Auflösung fehlt es, wenn das Unternehmen lediglich durch einen vorläu-
figen Insolvenzverwalter gem. § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 InsO stillgelegt wird. Ne-
ben der Auflösung ist für die sinngemäße Anwendung der Abs. 1–6 erforderlich,
dass mit der Verwertung des Vermögens des Insolvenzschuldners begonnen
worden ist (vgl. Streck/Olgemöller VII. § 11 Rn. 25; Blümich/Hofmeister,
§ 11 Rn. 90). Führt der Insolvenzverwalter das Unternehmen fort, sind Abs. 1–6
daher (noch) nicht anzuwenden (vgl. RFH v. 25.10.1938, RStBl. 1939, 355; v.
5.3.1940, RStBl. 1940, 715).

K 41

Liquidation Anm. 61–65 § 11 KStG

62–63

64

65



K 42 Micker

C. Sinngemäße Anwendung der Abs. 1–6

Rechtsfolge des Abs. 7 ist die sinngemäße Anwendung der Abs. 1–6. Damit ist
im Einzelfall zu prüfen, ob und in welcher Weise die sinngemäße Anwendung
zu erfolgen hat.
Besteuerungszeitraum: Wurde mit der Vermögensverwertung begonnen, be-
stimmt sich der Besteuerungszeitraum nach Abs. 1. Er beginnt mit Eröffnung
und endet mit Abschluss des Insolvenzverfahrens. Wurde das Unternehmen zu-
nächst weitergeführt und erst später abgewickelt, beginnt der Besteuerungszeit-
raum erst im Zeitpunkt der Vornahme erster Abwicklungsmaßnahmen. Stl. be-
endet ist das Insolvenzverfahren auch dann, wenn nur noch die Höhe der
KStSchuld noch nicht bekannt ist. Die Löschung im Handels- bzw. Genossen-
schaftsregister hat nur deklaratorische Bedeutung (vgl. RFH v. 5.3.1940, RStBl.
1940, 715; Gosch/Lambrecht II. § 11 Rn. 83; Ernst & Young/Holland, § 11
Rn. 76; Frotscher/Maas/Frotscher, § 11 Rn. 74).
Weitere Abwicklung: Erfolgt nach dem Abschluss des Insolvenzverfahrens
ausnahmsweise eine weitere Abwicklung nach den allgemeinen zivilrechtl. Vor-
schriften, gelten die allgemeinen Grundsätze für das Ende des Besteuerungszeit-
raums. Es ist daher auch der Zeitraum der weiteren Abwicklung in den Besteue-
rungszeitraum einzubeziehen.
Fortsetzung nach Beendigung des Insolvenzverfahrens: Wird gem. § 274
Abs. 1 und 2 Nr. 2 AktG, § 60 Abs. 1 Nr. 4 GmbHG, § 117 GenG oder § 49
Abs. 1 und 2 VAG die Fortsetzung des Unternehmens nach Beendigung des In-
solvenzverfahrens auf Grundlage eines Insolvenzplans nach §§ 217ff. InsO be-
schlossen, gelten für die nachfolgenden Wj., ggf. einschließlich eines weiteren
RumpfWj., wieder die allgemeinen Besteuerungsregeln und nicht Abs. 1–6 (vgl.
DJPW/Graffe, § 11 Rn. 45a; Köllen/Vogl/Wagner/Wagner, Lehrbuch Kör-
perschaftsteuer, 2008, Rn. 949). Der Abwicklungszeitraum endet in diesem Fall
mit dem Fortführungsbeschluss.
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